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Januar

Ministerrat

1. Januar: Der Ratsvorsitz geht von Griechen-
land an Spanien über.

Vereinigte Staaten von Amerika

5. Januar: In Brüssel beraten die Ständigen Ver-
treter über mögliche Gegenmaßnahmen in Reak-
tion auf amerikanische Strafzölle in Höhe von
100% auf einige europäische Agrarprodukte.
Diese waren eine Antwort auf ein Einfuhrverbot
von hormonbehandeltem Rindfleisch durch die
EG.

Binnenmarkt/Arbeitsmarkt

12. Januar: Auf Einladung der EG-Kommission
beraten Vertreter der nationalen und europäi-
schen Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbände
in Brüssel über die Schaffung eines Leitgre-
miums auf politischer Ebene und die Festlegung
künftiger Themenschwerpunkte sowie die Aus-
wirkungen eines gemeinsamen Arbeitsmarktes.

Europäisches Parlament

16.—20. Januar: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Die Abgeordneten votieren mit 222 gegen
173 Stimmen bei vier Enthaltungen für die Teil-
verlagerung der Parlamentsaktivitäten nach Brüs-
sel, diskutieren über den Streit mit den USA
über das Einfuhrverbot von hormonbehandeltem
Rindfleisch, die Forderung nach einer europäi-
schen Konferenz zur Drogenbekämpfung, die
Lage in Südamerika, die Entspannung und Zu-
sammenarbeit in Nordeuropa und die Stärkung
des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts
in der EG. Am 17. Januar legt der amtierende
Ratspräsident, Francisco Fernandez Ordonez,
das Tätigkeitsprogramm der spanischen Präsi-
dentschaft dar, welches folgende Schwerpunkte
enthält: Fortschritte zu einer Währungsunion,
Schaffung einer EG-weiten Sozialgesetzgebung,

Verbesserung des Umweltschutzes, Vertiefung
der Beziehungen zu den EFTA-Ländern und
Ausbau der Kontakte zu den Staaten des RGW.
Kommissionspräsident Jacques Delors stellt das
Programm der neuen Kommission für die kom-
menden vier Jahre vor. Hauptpunkte sind die
Anregung zur Schaffung einer europäischen
Umweltagentur und das Eintreten für eine euro-
päische Wirtschafts- und Währungsunion.

Kommission

23. Januar: Die Vertreter der Regierungen der
EG-Mitgliedstaaten ernennen Frans Andriessen,
Martin Bangemann, Sir Leon Brittan, Henning
Christoffersen, Manuel Marin und Filippo Maria
Pandolfi zu Vizepräsidenten der Kommission.

Allgemeine Angelegenheiten

23. Januar: Der Rat der Außenminister berät auf
seiner Tagung in Brüssel über die seit dem In-
krafttreten des Einfuhrverbotes für hormonbe-
handeltes Rindfleisch stark belasteten Handels-
beziehungen zu den USA, die Beziehungen zu
den EFTA-Ländern, den Abschluß von Finanz-
protokollen mit Zypern und Malta sowie das
Kommunalwahlrecht in der EG.

Golfstaaten

23. Januar: Der Generalsekretär des Golf-Ko-
operationsrats, Abdullah Yakub Bishara, trifft in
Brüssel mit Mitgliedern der Kommission und in
Madrid mit dem amtierenden Ratspräsidenten,
Ministerpräsident Felipe Gonzalez sowie Außen-
minister Fernandez Ordonez zusammen und
berät mit ihnen ein mögliches Handelsabkom-
men.

Agrarpolitik

23.124. Januar: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster gibt auf seiner Tagung in Brüssel seine poli-
tische Zustimmung zu einer "gemeinsamen Aus-
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richtung" für ein Paket VOR Vorschlägen zur
Einkommensbeihilfe für Landwirte, zum Rind-
fleischsektor, zur Neuregelung der Milchquoten-
regelung, zu agromonetären Maßnahmen, Scha-
lenfrüchten und einer Sonderregelung für kleine
Getreideerzeuger.

AKP

24.-28. Januar: Bei dem EG-AKP-Treffen auf
Barbardos wird über die vierte Lome-Konven-
tion und die Mitgliedsanträge der Dominikani-
schen Republik und Haiti beraten.

Europarat

30. Januar - 3. Februar: Die Parlamentarische
Versammlug berät über Interdependenz zwischen
Nord und Süd, Kino und Fernsehen in den Ost-
West-Beziehungen, Flüchtlings- und Asylanten-
probleme, Bildung für Wanderarbeitnehmerkin-
der, umweltverträgliche landwirtschaftliche Pro-
duktion sowie über mögliche Ersatzstoffe für die
nicht erneuerbaren Energieträger Kohle und
Erdöl. Die Parlamentarier begüßen die für Mai
1989 vorgesehene Aufnahme Finnlands als neues
Mitglied.

Tschechoslowakei

25. Januar: Der tschechoslowakische Außenhan-
delsminister stattet der Kommission in Brüssel
einen Besuch ab und führt Gespräche über die
Perspektiven, die sich durch das am 19. 12. 1988
unterzeichnete Abkommen zwischen der EG und
der Tschechoslowakei über den Handel mit
gewerblichen Waren eröffnen und über die ge-
genwärtige Lage in der Tschechoslowakei.

Februar

Kommission

1. Februar: Die Kommission verabschiedet eine
Richtlinie, in der sie die politischen Orientierun-
gen ihres Vorrangigen Informationsprogramms
(VIP) für das Jahr 1989 genehmigt. Ziel dieses
Programms ist es, Leitlinien für die im Bereich
der Information und Kommunikation tätigen
Dienststellen der Kommission abzustecken.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

25.126. Januar: Der WSA verabschiedet auf sei-
ner 262. Plenartagung Stellungnahmen zum
Wahlrecht bei Kommunalwahlen, zum Urheber-
recht, den Bericht über die Wettbewerbspolitik
und über Steuerbefreiungen bei Einfuhren von
Reisenden in Dänemark.

Troika/Naher Osten

27. Januar: In Madrid erörtern die Außenmini-
ster der Troika (Fernandez Ordonez, Karolos
Papoulias, Roland Dumas) mit dem Vorsitzen-
den des PLO-Exekutivkomitees, Yassir Arafat,
die Palästinenser-Frage sowie die Beteiligung der
EG an den Friedensbemühungen für den Nahen
Osten.

Interparlamentarische Konferenz

30.131. Januar: Vertreter des EP und des Latein-
amerikanischen Parlaments beraten auf der 9.
Interparlamentarischen Konferenz in San Jose
(Costa Rica) über die Auslandsverschuldung
Lateinamerikas, den Drogenhandel und die Lage
in Mittelamerika.

Eigenmittel der Europäischen Gemeinschaft

1. Februar: Nach der Ratifizierung durch sämtli-
che Mitgliedstaaten tritt der Beschluß des Rates
über das System der Eigenmittel der EG rück-
wirkend zum 1. Januar 1988 in Kraft.

Ungarn

2. Februar: Der ungarische Außenminister Peter
Varkonyi stattet der Kommission in Brüssel
einen Besuch ab und führt Gespräche über die
Anwendung und die Perspektiven des Handels-
abkommens zwischen der EG und Ungarn.

Israel

2. Februar: Der israelische Handels- und Indu-
strieminister Ariel Sharon stattet der Kommis-
sion in Brüssel einen Besuch ab und führt Ge-
spräche über die Probleme bei der Anwendung
des Freihandelsabkommens zwischen der EG
und Israel. Sharon erklärt zur Nahost-Initiative
der EG, sie müsse ihren Dialog mit der PLO
abbrechen, wenn sie ihre Hoffnung auf Frieden
im Nahen Osten beibehalten wolle.
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Februar

Europäischer Gerichtshof

2. Februar: Der EuGH entscheidet, daß die
deutschen Einfuhrsperren für Pasteten, Streich-
würste und Frikadellen mit fleischfremden Stof-
fen gegen den Grundsatz gleicher Wettbewerbs-
bedingungen in der EG verstoßen.

Japan

3. Februar: Der japanische Handels- und Indu-
strieminister Hiroshi Mitsuzuka stattet der Kom-
mission in Brüssel einen Besuch ab und führt
Gespräche über die Handelsbeziehungen zwi-
schen der EG und Japan.

Haushalt

9. Februar: Die Kommission übermittelt der
Haushaltsbehörde den Vorentwurf des Berichti-
gungs- und Nachtragshaushaltsplans Nr. 1 für
das Haushaltsjahr 1989, in dem zusätzliche Aus-
gaben in Höhe von 3,4 Mio. ECU für das Ge-
richt erster Instanz der EG, das im September
1989 seine Tätigkeit aufnehmen soll, veran-
schlagt sind.

Europäische Politische Zusammenarbeit

9. Februar: Die Zwölf bringen im Rahmen der
EPZ gegenüber dem Außenminister Paraguays
eine Demarche vor, in der sie ihre Hoffnung auf
einen wirklich demokratischen Prozeß in Para-
guay zum Ausdruck bringen. Eine weitere De-
marche ergeht an das südafrikanische Außenmi-
nisterium, in der die Sorge um die angedrohte
Schließung dreier Zeitschriften der sogenannten
"alternativen Presse" geäußert wird.

Bund der sozialdemokratischen und
sozialistischen Parteien in der EG

9. —10. Februar: Die Vertreter der Parteien des
Bundes der sozialdemokratischen und sozialisti-
schen Parteien in der EG verabschieden auf
ihrem Kongreß in Brüssel das Wahlmanifest für
die Europawahl 1989.

Wirtschaft und Finanzen

13. Februar: Der Rat der Finanzminister berät
auf seiner Tagung in Brüssel über den Kommis-
sionsvorschlag für eine Besteuerung der Zinser-

träge aus Spareinlagen und setzt zur Prüfung
eine Ad-hoc-Gruppe ein.

Verkehrspolitik

13. Februar: Der Rat der Verkehrsminister berät
auf seinem informellen Treffen in Murcia (Spa-
nien) über die Schaffung eines gemeinsamen
Flugkontrollzentrums zur Erleichterung der Luft-
verkehrsverbindungen über Westeuropa.

Agrarpolitik

13.-14. Februar: Der Rat der Landwirtschaftsmi-
nister berät auf seiner Tagung in Brüssel über
die Kommissionsvorschläge zur Festsetzung der
Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse und
bestimmte flankierende Maßnahmen für das
Wirtschaftsjahr 1989/90 sowie über die Extensi-
vierung der Erzeugung.

Europäisches Parlament

13.-17. Februar: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Das Parlament verleiht erstmals den
Sacharow-Preis für die Freiheit des Geistes an
den südafrikanischen Freiheitskämpfer Nelson
Mandela und - posthum - an den sowjetischen
Dissidenten Anatoli Martschenko. Am 15. Fe-
bruar setzt sich der schweizerische Bundespräsi-
dent in einer Rede vor dem Plenum für einen
weiteren Ausbau der Beziehungen zur EG und
für Öffnung und Wettbewerb ein. Am 16. Febru-
ar stellt Kommissionspräsident Jacques Delors
das Arbeitsprogramm der Kommission für 1989
vor, aus dem hervorgeht, daß sich die Kommis-
sion neben der Verwirklichung des Binnenmark-
tes um mehr Kohärenz, wirtschaftlichen und
sozialen Zusammenhalt, die gemeinsame Lösung
von Umweltproblemen, die internationalen Ver-
pflichtungen der EG gegenüber der Dritten
Welt und um eine verstärkte Zusammenarbeit
mit dem EP einsetzen will. Die Abgeordneten
beraten über die Weiterentwicklung der Gemein-
schaft hin zu einer Europäischen Union, das
gemeinsame Vorgehen gegen Fremdenfeindlich-
keit und Rassismus, soziale Kontrolle der Gen-
manipulation, Kulturpolitik, audiovisuelle Indu-
strien und die Forschungsförderung zur Stärkung
des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts
sowie Tierschutzfragen. Weiterhin stimmen die
Parlamentarier dem Handelsabkommen mit der
Tschechoslowakei zu, beraten über die mögliche
Unterstützung für die Regierung der Philippi-
nen, die Verfahren zur Vergabe öffentlicher
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Bauaufträge, den Kommissionsvorschlag für
einen gemeinsamen Wertpapiermarkt, die Leitli-
nien für die Verwaltung des Europäischen So-
zialfonds, die positiven Auswirkungen der Re-
form der EG-Agrarpolitik auf die Landwirtschaft
in der Dritten Welt und die Ausweitung des
Konzertierungsverfahrens für Rechtsakte von
allgemeiner Tragweite. In der Dringlichkeitsde-
batte stehen die Lage in verschiedenen Krisenre-
gionen der Welt und die Verletzung der Men-
schenrechte in mehreren Ländern im Mittel-
punkt.

Allgemeine Angelegenheiten/EPZ

14. Februar: Der Rat der Außenminister spricht
sich nach dem Bericht der Troika über deren
Gespräche in Ägypten, Jordanien und Syrien für
eine internationale Nahost-Konferenz unter Auf-
sicht der Vereinten Nationen aus sowie für di-
rekte Gespräche zwischen Israel und der PLO
und berät über Chemiewaffen und die Ost-West-
Beziehungen. Die Kommission wird beauftragt,
bis zum 20. Februar einen Vorschlag für die
Vereinheitlichung der Exportkontrollverordnun-
gen zu erarbeiten. Im Rahmen der EPZ erklären
die Zwölf, daß sie voller Hoffnung den Beginn
des Dialogs zwischen Regierung und politischen
und sozialen Kräften in Polen verfolgen. Zum
Verhaltenskodex für Firmen der EG mit Filialen
in Südafrika stellen die Minister fest, daß dieser
nach bisherigen Erfahrungen zur friedlichen
Beseitigung der Apartheid beitrage. In einer
dritten Erklärung zu Afghanistan begrüßen die
Zwölf den Abschluß des sowjetischen Truppen-
abzugs, wiederholen ihre Unterstützung für die
Schaffung einer repräsentativen Regierung in
freier Selbstbestimmung und betonen ihre Be-
reitschaft, ihren Beitrag zur multilateralen huma-
nitären und wirtschaftlichen Hilfe zu leisten.

Europäische Politische Zusammenarbeit

16. Februar: Im Rahmen der EPZ begrüßen die
Zwölf die Erklärung der fünf mittelamerikani-
schen Staatschefs vom 14. Februar als einen
wichtigen Schritt bei der Verwirklichung des
mittelamerikanischen Friedensplans von Esqui-
pulas. Außerdem fordern die Zwölf Südafrika in
einem durch den spanischen Botschafter in Pre-
toria überreichten Bulletin auf, die Men-
schenrechte zu beachten.

AKP-Staaten

16.117. Februar: Auf einem Treffen zwischen der
EG und den AKP-Staaten in Brazzaville (Kon-
go) beraten die Minister im Rahmen der Ver-
handlungen um die Fortsetzung des Lome-Ab-
kommens über Finanzhilfen der EG für die
AKP-Staaten und andere Lösungen für die
durch sinkende Rohstoffpreise verursachten
Probleme.

Vereinigte Staaten von Amerika

17. Februar: Der amerikanische Außenminister
James A. Baker stattet der Kommission in Brüs-
sel einen Besuch ab und führt Gespräche über
die Ost-West-Beziehungen, die Rolle der EG
bei der Lösung internationaler Wirtschaftspro-
bleme und die Beziehungen der Gemeinschaft
zu den Ländern in Osteuropa und Lateinameri-
ka.

Allgemeine Angelegenheiten

20. Februar: Der Rat der Außenminister setzt
seine Tagung vom 14. Februar in Brüssel fort,
zieht Bilanz aus dem Handelskonflikt mit den
Vereinigten Staaten um das europäische Ein-
fuhrverbot für hormonbehandeltes Fleisch, be-
schließt, daß er zunächst auf Gegenmaßnahmen
gegen die amerikanischen Strafzölle verzichtet
und die bilateralen Gespräche fortsetzt. Der Rat
genehmigt außerdem eine Verordnung, wonach
die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten
für acht chemische Erzeugnisse Ausfuhrgenehmi-
gungen erteilen müssen, womit verhindert wer-
den soll, daß chemische Produkte zur Entwick-
lung oder Herstellung chemischer Waffen ver-
wendet werden oder daß sie in kriegführende
Staaten oder Spannungsgebiete geliefert werden.
Weitere Themen der Beratung sind die finan-
zielle und technische Zusammenarbeit mit den
Entwicklungsländern in Lateinamerika und
Asien, die Erneuerung des EG-AKP-Abkom-
mens, die Beziehungen zu Polen, Bulgarien, der
Sowjetunion und anderen osteuropäischen Län-
dern sowie die Stärkung der Beziehungen zum
Europa rat.

Europäische Politische Zusammenarbeit

20. Februar: Die Zwölf geben im Rahmen der
EPZ eine Erklärung zu den iranischen Drohun-
gen gegen den Schriftsteller Salman Rushdie
und seine Verleger ab, in der sie unterstreichen,
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März

daß das Verhalten Irans der Charta der Verein-
ten Nationen zuwiderlaufe; sie bekräftigen zu-
gleich ihren Respekt gegenüber den religiösen
Gefühlen aller Völker, unterstreichen jedoch
ihre Verpflichtung gegenüber den Prinzipien der
Freiheit des Denkens und der Meinungsäuße-
rung innerhalb ihrer Territorien und daß sie
Versuche, diese Grundrechte zu verletzen, nicht
dulden, die Missionschefs der Botschaften ihrer
Mitgliedstaaten abziehen und hochrangige offi-
zielle Besuche aussetzen werden. Die Kultus-
minister der Zwölf rufen im Zusammenhang mit
der iranischen Morddrohung gegen den briti-
schen Schriftsteller Salman Rushdie zu einem
Boykott der Buchmesse in Teheran im Mai auf.

Sowjetunion

20. Februar: Der erste sowjetische Botschafter
bei der EG legt dem amtierenden Ratspräsiden-
ten, Francisco Fernandez Ordofiez, sein Beglau-
bigungsschreiben vor.

Australien

20. Februar: Der australische Außenminister
Duffy stattet der Kommission in Brüssel einen
Besuch ab und führt Gespräche über die Ver-
handlungen im Rahmen der Uruguay-Runde.

Kommission/Binnenmarkt

22. Februar: Die Kommission genehmigt eine
Mitteilung über die Aussichten und die wirt-
schaftspolitischen Probleme für 1989 und 1990
unter der Bezeichnung "Die Voraussetzungen für
den Erfolg von 1992 bewahren".

Wirtschafts- und Sozialausschuß

22.123. Februar: Der WSA nimmt auf seiner 263.
Plenartagung Stellungnahmen zur gemeinsamen
Marktorganisation im Sektor Getreide, zu Pau-
schalreiscn, zum innergemeinschaftlichen Waren-
verkehr, zu Düngemitteln und einem strategi-
schen Forschungs- und Technologieprogramm im
Bereich der Luftfahrt an.

tigenten für einige Fischereierzeugnisse, die die
Versorgung der Verarbeitungsindustrie sicher-
stellen soll, ohne den Interessen der Gemein-
schaftsfischer zu schaden. Außerdem beraten die
Minister über die mögliche finanzielle Beteili-
gung der EG an Investitionen für die Kontrolle
der Fischereitätigkeit, über zusätzliche Fangquo-
ten in grönländischen Gewässern und die Fi-
schereibeziehungen zur Sowjetunion, genehmigen
die Verlängerung des Fischereiabkommens mit
den USA sowie eine Verlängerung der Regelung
für japanische Thunfischfänger in portugiesi-
schen Gewässern.

Europäische Politische Zusammenarbeit

23. Februar: Die Zwölf geben im Rahmen der
EPZ eine Erklärung zum Maghreb-Gipfel in
Marrakesch ab, in der sie dieses Abkommen als
historischen Schritt bezeichnen, bieten ihre Zu-
sammenarbeit in Bereichen von beiderseitigem
Interesse an und geben ihrer Hoffnung auf eine
gerechte und dauerhafte Lösung des Westsahara-
Konflikts Ausdruck.
24. Februar: In einer EPZ-Erklärung äußern die
Zwölf ihre Besorgnis über die Pressezensur in
Südafrika, die trotz des Appells der EG vom 9.
Februar drei Zeitungen verboten hat.

Republik Korea

24. Februar: Der koreanische Handels- und In-
dustrieminister Han Seung-Soo stattet der Kom-
mission in Brüssel einen Besuch ab und führt
Gespräche über die Liberalisierung des koreani-
schen Marktes und über Europa nach 1992.

Binnenmarktpolitik

27. Februar: Der Rat der für den Binnenmarkt
zuständigen Minister entscheidet sich auf seiner
Tagung in Brüssel gegen eine feste Quotenrege-
lung zum Schutz europäischer Fernsehproduktio-
nen vor der Konkurrenz aus Übersee. Für die
nächsten drei Jahre soll ein Großteil der Sen-
dungen nach Möglichkeit europäischen Ur-
sprungs sein.

Fischereipolitik

23. Februar: Der Rat der für Fischereiangelegen-
heiten zuständigen Minister genehmigt auf seiner
Tagung in Brüssel eine Verordnung zur Eröff-
nung und Verwaltung von Gemeinschaftszollkon-

März

Umweltpolitik

2.13. März: Der Rat der Umweltminister berät
auf seiner Tagung in Brüssel über eine geplante
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Richtlinie über die Verwendung genetisch verän-
derter Mikroorganismen in geschlossenen Syste-
men, eine Richtlinie zur Verhütung der Luftver-
unreinigung durch neue und bestehende Haus-
müllverbrennungsanlagen, die Festlegung von
Grenzwerten im Gewässerschutz, neue Leitwerte
der Luftqualität für Schwefeldioxyd und Schwe-
bestaub sowie die Frage der Erhaltung der afri-
kanischen Elefanten und genehmigt eine Schluß-
folgerung zur derzeitigen Lage hinsichtlich der
Ozonschicht in der Atmosphäre.

Ariane

5. März: Von dem französischen Raumfahrtzen-
trum Kourou in Französisch-Guyana startet zum
dritten Mal eine Europa-Rakete vom Typ
Ariane-4.

Industriepolitik

6. März: Der Rat der für Industriepolitik zustän-
digen Minister berät auf seiner Tagung in Brüs-
sel die Durchführung der Hauptphase eines
Strategischen Programms für Innovation und
Technologietransfer (SPRINT), beschließt hierfür
eine Mindestausstattung von 90 Mio. ECU, erör-
tert Sozialmaßnahmen in der Eisen- und Stahlin-
dustrie, die L.age im Schiffbau und in der Textil-
industrie und zieht Schlußfolgerungen zu indu-
striellen und handelspolitischen Aspekten der
Einführung des hochauflösenden Fernsehens.

Agrarpolitik

6.-8. März: Der Rat der Landwirtschaftsminister
berät auf seiner Tagung in Brüssel über die
Agrarpreise für 1989/90, agromonetäre Maßnah-
men, die Förderung der Umstellung der land-
wirtschaftlichen Erzeugung, ein Selbstbeschrän-
kungsabkommen zwischen der EG und Neusee-
land sowie eine EG-Strategie in der Forstwirt-
schaft.

Spanien

8. März: Der spanische König, Juan Carlos I.,
stattet der Kommission in Brüssel einen Besuch
ab und führt Gespräche über die Entwicklung
Europas und das Ost-West-Verhältnis.

Kenia

9. März: Der kenianische Präsident Daniel T.
arap. Moi stattet der Kommission in Brüssel
einen Besuch ab und führt Gespräche über ei-
nen freien Marktzugang zur EG und eine Steige-
rung der EG-Importe aus den AKP-Staaten.

Sozialpolitik

9. März: Die Arbeitsminister beraten bei einem
informellen Treffen in Sevilla über eine mögli-
che EG-Charta für soziale Rechte. Der britische
Arbeitsminister, Norman Fowler, sieht darin eine
"unnötige Regelung".

Innere Sicherheit

10. März: Die Innenminister beraten bei einem
informellen Treffen in Sevilla den spanischen
Vorschlag zur Einrichtung eines Ständigen Se-
kretariats zur Koordinierung von Polizeiinforma-

Ägypten

10. März: Der ägyptische Staatspräsident Hosni
Mubarak stattet der Kommission in Brüssel
einen Besuch ab und führt Gespräche über die
wirtschaftliche Lage Ägyptens, über die europäi-
sche Unterstützung für den neugegründeten
Arabischen Kooperationsrat sowie die mögliche
Rolle der EG auf dem Weg zu einer Friedens-
konferenz im Nahen Osten.

Wirtschaft und Finanzen

13. März: Der Finanzministerrat berät auf seiner
Tagung in Brüssel über den vom amerikanischen
Kollegen, Nicholas F. Brady, vorgelegten Plan
zum Abbau der Schuldenlast der Entwicklungs-
länder, die Prüfung der Rechtsvorschriften über
EG-Subventionen sowie die Finanzlage der EG,
besonders über die Budgetdefizite einzelner
Länder und den Außenhandelsüberschuß der
Bundesrepublik Deutschland. Aus Anlaß des
zehnten Jahrestages des Bestehens des Europäi-
schen Währungssystems (EWS) legt die Kommis-
sion dem Rat eine Mitteilung vor, die die ein-
zelnen Etappen des EWS nachzeichnet und
darlegt.
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März

Binnenmarktpolitik

13.114. März: Der Rat der für den Binnenmarkt
zuständigen Minister erzielt auf seiner Tagung in
Brüssel einen Kompromiß für die EG-Richtli-
nien zum "Fernsehen ohne Grenzen", der besagt,
daß Programme aller Fernsehanstalten innerhalb
der EG ausgestrahlt werden können; Werbung
soll auf 15% der Sendezeit beschränkt bleiben.

Europäisches Parlament

13.-17. März: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Die Abgeordneten beraten über die soziale
Ausgestaltung des Binnenmarktes, die europäi-
sche Sicherheitspolitik, Handelsbeziehungen zu
Drittländern, die Schaffung einer Europäischen
Aktiengesellschaft, Wettbewerb im Telekommu-
nikationsbereich, über das Kommunalwahlrecht
für EG-Bürger, die Forderung nach Freilassung
der Geiseln in Libanon, die Unterdrückung der
Menschenrechte in Rumänien und die Repres-
sionen in Tibet.

Verkehrspolitik

14. März: Der Rat der Verkehrsminister einigt
sich auf seiner Tagung in Brüssel auf einen Rah-
men einheitlicher Kritierien für die Teilnahme
von Unternehmen am grenzüberschreitenden
Personen- oder Güterkraftverkehr, die Transit-
verhandlungen mit Österreich, Jugoslawien und
der Schweiz sowie den Vorschlag zur Subventio-
nierung eines kombinierten Transports über
Schiene und Straße.

Europäische Politische Zusammenarbeit

14. März: In einer Erklärung im Rahmen der
EPZ begrüßen die Zwölf die Gründung des
Arabischen Kooperationsrats durch Ägypten,
Irak, Jordanien und die Arabische Republik
Jemen und hoffen, daß der damit eingeleitete
Prozeß der wirtschaftlichen Integration die sozia-
le und wirtschaftliche Entwicklung und den
Frieden in der Region fördern wird.

Forschung und technischen Entwicklung 1987-
1991.

Kommission/Olympische Spiele

15. März: Die Kommission erklärt sich mit der
Präsenz der EG bei den Olympischen Spielen
von 1992 in Barcelona und Albertville einver-
standen.

Mosambik

17. März: Der mosambikische Staatspräsident
Joaquim Alberto Chissano stattet der Kommis-
sion in Brüssel einen Besuch ab und führt Ge-
spräche über die politische Situation in Mosam-
bik und im südlichen Afrika sowie die wirt-
schaftliche Zusammenarbeit mit der EG.

Bildungspolitik

17.118. März: Die Bildungsminister beraten auf
ihrem informellen Treffen in Segovia über eine
gemeinsame Bildungspolitik in Hinblick auf den
europäischen Binnenmarkt.

Allgemeine Angelegenheiten

20. März: Der Rat der Außenminister berät auf
seiner Tagung in Brüssel über die Halbzeitüber-
prüfung der Uruguay-Runde und die Beziehun-
gen der EG zum Europarat und verabschiedet
Schlußfolgerungen, in denen er die Bedeutung
der Zusammenarbeit mit dem Europarat unter-
streicht.

Europäische Freihandelszone

20. März: Bei einem informellen Treffen zwi-
schen der EG und den Mitgliedstaaten der
EFTA erörtern die Minister eine Erweiterung
der Zusammenarbeit in mit dem Binnenmarkt
verbundenen Bereichen sowie die Möglichkeiten
einer strukturierten Partnerschaft.

Forschungs politik

14. März: Der Ministerrat für Forschungsfragen
führt auf seiner Tagung in Brüssel eine politi-
sche Orientierungsdebatte über die Entwicklung
der Gemeinschaftsforschung und die etwaige Re-
vision des Rahmenprogramms im Bereich der

Europäische Politische Zusammenarbeit

20. März: Im Rahmen der EPZ äußern die
Zwölf ihre Sorge über die Situation im Libanon,
appellieren an die Beteiligten, die Konfrontation
zu beenden und eine friedliche Lösung der Kri-
se zu ermöglichen, und schließen sich dem Auf-

Jahrbuch der Europäischen Integration 1989190 451



CHRONOLOGIE DER EUROPÄISCHEN INTEGRATION 1989

ruf der Arabischen Liga zum Waffenstillstand
an.

Agrarpolitik

20.—22. März: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster berät auf seiner Tagung in Brüssel über die
Festlegung der Preise für landwirtschaftliche
Produkte für den Haushalt 1989/90, über ein
Selbstbeschränkungsabkommen zwischen der EG
und Neuseeland im Sektor Schaf- und Ziegen-
fleisch, Investitionshilfen für Schweinehaltungen,
seuchen- und gesundheitsrechtliche Regelungen
für die Einfuhr von Fleischerzeugnissen aus
Drittländern sowie die Zuverlässigkeit von Kon-
servierungsstoffen in Lebensmitteln.

China

20.-22. März: Der Vizepräsident der Kommis-
sion, Martin Bangemann, führt während seines
Besuches in Peking Gespräche mit Premiermini-
ster Li Peng über die Förderung europäischer
Investitionen in China, den Stand der Verwirkli-
chung des Binnenmarktes und die mit der Ent-
wicklung verbundenden Wirtschaftsprobleme.

Europäische Politische Zusammenarbeit

21. März: Im Rahmen der EPZ äußern die
Zwölf ihre tiefe Besorgnis über die gegenwärtige
Situation im Sudan, halten einen Waffenstill-
stand für notwendig, um ein angemessenes Hilfs-
programm für die notleidende Bevölkerung zu
ermöglichen, rufen die Konfliktparteien auf, die
Feindseligkeiten sofort zu beenden und Frie-
densverhandlungen einzuleiten. Die Zwölf tragen
außerdem dem chinesischen Außenministerium
eine Demarche bezüglich der Situation in Tibet
vor, in der sie auf die Verpflichtung der chinesi-
schen Führung zur Respektierung der Menschen-
rechte hinweisen.

Polen

21.122. März: In Brüssel beginnt die Aushand-
lung eines Abkommens über Handel sowie Wirt-
schafts- und Handelskooperation zwischen der
EG und Polen.

Australien

22. März: Der australische Außenminister Gareth
Evans stattet der Kommission in Brüssel einen
Besuch ab und führt Gespräche über die Halb-
zeitbilanz der Uruguay-Runde.

Umweltpolitik

22. März: Auf einer Sondertagung in Brüssel
beschließt der Rat, daß das Übereinkommen
über die Kontrolle der grenzüberschreitenden
Verbringung gefährlicher Abfälle und deren
Beseitigung von der Gemeinschaft unterzeichnet
wird.

Europarat

22. März: Auf einer außerordentlichen Tagung
der Außenminister verständigen sich die Mit-
gliedstaaten auf eine verstärkte Politik der Öff-
nung gegenüber dem Ostblock sowie eine besse-
re Zusammenarbeit mit der EG, so sollen die
Ostblockländer zu Konferenzen in Bereichen wie
Menschenrechtsfragen, Bildung und Umwelt
eingeladen werden.

Republik Korea

22.-24. März: Der Vizepräsident der Kommis-
sion Martin Bangemann führt bei einem Besuch
in Korea Gepräche mit verschiedenen Ministern
über die bilateralen Beziehungen, die Entwick-
lung des Binnenmarktes und die im beiderseiti-
gen Interesse liegende Schaffung eines nichtdis-
kriminierenden, multilateralen Handelssystems.

Kommission/Strukturfonds

21. März: Die Kommission genehmigt das erste
Verzeichnis der förderungswürdigen Gebiete im
Rahmen des Ziels Nr. 2 (Umstellung der Regio-
nen, Grenzregionen oder Teilregionen, die von
der rückläufigen industriellen Entwicklung be-
troffen sind) des Strukturfonds.

Rumänien/Europäische
Politische Zusammenarbeit

28. März: Der Botschafter der Präsidentschaft
der EG trägt der rumänischen Führung im Na-
men der Zwölf eine Demarche vor, in der sie
um Information über die 24 rumänischen Bürger
bitten, die sich in einem Brief gegen die Fortset-
zung der Zerstörung von Dörfern gewandt ha-
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ben. Die rumänische Regierung verweigert die
Information.

Spanien

30. März: Der spanische Ministerpräsident
Felipe Gonzalez stattet der Kommission in Brüs-
sel einen Besuch ab und führt Gespräche über
aktuelle Fragen der spanischen Präsidentschaft
und die Vorbereitung des nächsten europäischen
Gipfeltreffens.

Kulturpolitik

30.131. März: Die Kulturminister beraten auf
ihrem informellen Treffen in Santiago de
Compostela über kulturelle Aspekte der Politik
bei den audiovisuellen Medien, Rechtsprobleme
auf dem Buchmarkt und die Frage nach einer
Mehrwertsteuer auf kulturelle Produkte und
Ereignisse.

Europäischer Rechnungshof

30. März: Der Rechnungshof verabschiedet einen
Sonderbericht über das agromonetäre System, in
dem auf die Auswirkungen eingegangen wird,
die dieses System auf die gemeinsamen Preise
hat, und auf seine Unvereinbarkeit mit dem Ziel
eines großräumigen Marktes hingewiesen wird.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

30.131. März: Der WSA verabschiedet auf seiner
264. Plenartagung Stellungnahmen zu öffentli-
chen Lieferaufträgen, Jahresabschlüssen und
konsolidierten Abschlüssen der KMU, zum Zu-
gang zur Information im Umweltbereich, Agrar-
preisen, den Beziehungen zwischen der EG und
den südostasiatischen Schwellenlindern und zur
Uruguay-Runde im Rahmen des GATT.

Europäische Politische Zusammenarbeit

31. März: Die Zwölf äußerten sich in einer Er-
klärung besorgt über die Zuspitzung der Lage
in Beirut, insbesondere über die fortwährenden
Bombenangriffe, schließen sich dem Aufruf der
Arabischen Liga an, Waffenstillstand zu schlie-
ßen und bitten die betroffenen Parteien instän-
dig, ihn unbedingt einzuhalten.

April

Tschechoslowakei

1. April: Nach dem Austausch der Ratifikations-
urkunden tritt das Abkommen zwischen der EG
und der Tschechoslowakei über den Handel mit
gewerblichen Waren in Kraft.

Mali

2.13. April: Der Vizepräsident der Kommission
Manuel Marin stattet Mali einen Besuch ab und
führt Gespräche mit dem Präsidenten der Repu-
blik und dem amtierenden Präsidenten der Or-
ganisation für Afrikanische Einheit (OAU), M.
Traore, über die großen wirtschaftlichen und
politischen Probleme Afrikas, v. a. die Verschul-
dung sowie die Entwicklung des Prozesses, der
Namibia die Erlangung der Unabhängigkeit
ermöglichen soll.

Westeuropäische Union

3.14. April: Die Außen- und Verteidigungsmini-
ster der WEU äußern sich auf ihrem Frühjahrs-
treffen in London optimistisch über die Ver-
handlungen zur Abrüstung konventioneller Waf-
fen in Wien und unterstreichen, daß es in die-
sen Verhandlungen um einen Gesamtraum vom
Atlantik bis zum Ural gehen müsse, ohne Auf-
teilung in Regionen und Zonen, das Verhand-
lungsmandat dürfe jedoch nicht die Seestreit-
kräfte einschließen. Hinsichtlich der inneren
Reformen in der Sowjetunion wollen die WEU-
Minister flexibel auf die Entwicklungen reagie-
ren. Eine Vollmitgliedschaft von Griechenland
und der Türkei in die WEU wird zunächst aus-
geschlossen, beide Staaten sollen auf Regierungs-
ebene am Konsultationsmechanismus beteiligt
werden.

Haiti

4. April: Der Minister für Wirtschaft und Finan-
zen Haitis, Thelusma, stattet der Kommission in
Brüssel einen Besuch ab und führt Gespräche
über Stabex, Nahrungsmittelhilfe und den Antrag
Haitis auf Beitritt zu dem nächsten AKP-EWG-
Abkommen.

Arbeit und Soziales

5. April: Der Ministerrat für Arbeits- und Sozial-
fragen berät auf seiner Tagung in Luxemburg
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über Richtlinienvorschläge zur Sicherheit und
zum Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz, den
Vorschlag einer Gemeinschaftscharta der sozia-
len Grundrechte und erklärt sich mit einer Ent-
schließung über die berufliche Weiterbildung
einverstanden.

Europäische Politische Zusammenarbeit

6. April: Die Zwölf begrüßen im Rahmen der
EPZ in einer Erklärung die Ergebnisse der Ver-
handlungen am Runden Tisch in Polen, betonen,
daß sie sich um einen raschen Abschluß der
Handels- und Kooperationsvereinbarungen mit
Polen bemühen werden und geben ihrer Besorg-
nis über die jüngsten Entwicklungen in Namibia
Ausdruck.

Industriepolitik

6.-8. April: Die für Industriefragen zuständigen
Minister beraten auf einem informellen Treffen
in San Sebastian (Spanien) über die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit zwischen Unterneh-
men und Maßnahmen zur Förderung strategi-
scher Wirtschaftsbereiche wie Mikroelektronik,
Automobilindustrie und Ausbeutung von Boden-
schätzen, sowie über die Unterstützung kleinerer
und mittlerer Betriebe und die Auswirkungen
der Forstwirtschaft der EG auf die Rohstoffver-
sorgung der Industrie.

Partnerschaften

7.-9. April: In Osnabrück findet die 12. Fachta-
gung Internationale Partnerschaft für Städtepart-
nerschaften, deutsch-ausländische Gesellschaften
und Organisationen der internationalen Zusam-
menarbeit statt.

Fischereipolitik

9.-11. April: Der Rat für Fischereiangelegenhei-
ten berät auf einem informellen Treffen in La
Toja (Spanien) über die künftige EG-Fischerei-
politik und die Verteilung der Fangquoten sowie
die Anpassung der vor sechs Jahren festgelegten
Grundprinzipien der Fischereipolitik an die
Marktverhältnisse im Binnenmarkt.

Thailand

10. April: Der stellvertretende Premierminister
Thailands, Pong Sarasin, stattet der Kommission

in Brüssel einen Besuch ab und führt Gespräche
über die rasche Entwicklung der Lage in Südost-
asien, Möglichkeiten für eine Steigerung der
Direktinvestitionen der EG in Thailand sowie
die etwaige Erweiterung des Anwendungsbe-
reiches der Programme zur Förderung des Han-
dels mit Thailand.

Europäisches Parlament

10.-14. April: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Die Abgeordneten beraten über die künfti-
gen Agrarpreise, die Entwicklung der europäi-
schen Währungsintegration, die Harmonisierung
der direkten Steuern, Umweltforschungsprogram-
me und einen Katalog der Grundrechte und
-freiheiten des europäischen Bürgers, fordern
strengere Abgasgrenzwerte für Personenkraftwa-
gen, wenden sich gegen die Ablösepraxis im
Profifußball, die die Freizügigkeit der Spieler
beeinträchtige, und verabschieden eine Ent-
schließung zum zwölften und dreizehnten Jahres-
bericht der Kommission über die Tätigkeit des
EFRE. In einer Dringlichkeitsdebatte werden
die Situation in Südafrika, die Beachtung der
Rechte der Eingeborenen bei einem Entwick-
lungsprojekt in Paraguay, die Menschenrechte in
der DDR, die Lage in Kosovo und in Namibia
sowie die Umweltverträglichkeit der Aktivitäten
der Mitgliedstaaten in der Arktis und Antarktis
erörtert. Am 12. April tritt der spanische Mini-
sterpräsident und derzeitige Ratspräsident,
Felipe Gonzalez, für die Vollendung des Bin-
nenmarktes mit gleichzeitigen Fortschritten bei
der Verwirklichung des Sozialraums ein; außer-
dem betont er, daß die fiskalische Harmonisie-
rung nicht verzögert werden dürfe, daß die Au-
ßengrenzen der EG harmonisiert und die straf-
rechtlichen Bestimmungen koordiniert werden
müssen, damit ein europäischer Rechtsraum
hergestellt werden kann.

Wirtschaftskommission für Europa

11.-21. April: Auf ihrer 44. Jahrestagung in Genf
appelliert die Wirtschaftskommission für Europa
(ECE) an die Regierungen der Mitgliedstaaten,
die Möglichkeiten zum Dialog und zur Verstär-
kung der Kooperationsbeziehungen zwischen
Ost- und Westeuropa voll auszuschöpfen, verab-
schiedet ein Arbeitsprogramm 1989-1990, bestä-
tigt die Genehmigung ihres Langzeitprogramms
1989—1993 und spricht Empfehlungen zu ver-
schiedenen Problemen wie der Luftverschmut-

454 Jahrbuch der Europäischen Integration 1989/90



April

zung, der Erdbebenvorhersage, der Zusammen-
arbeit im Umweltschutz und der wirtschaftlichen
Zusammenarbeit im Mittelmeerraum aus.

Binnenmarkt

13. April: Der Rat für Binnenmarktfragen legt
auf seiner Tagung in Luxemburg einen gemeinsa-
men Standpunkt über eine Richtlinie zur Koor-
dinierung der Rechtsvorschriften über Fernseh-
sendungen in der EG fest, die besagt, daß
grenzüberschreitende Programme mehrheitlich
aus europäischen Produktionen bestehen müssen
und Werbung nur 20% der täglichen Sendezeit
ausmachen darf. Weitere Beratungsthemen sind
das Aufenthaltsrecht innerhalb der EG, die
Offenlegung von Zweigniederlassungen im Rah-
men des Gesellschaftsrechts und die Kontrolle
von Unternehmenszusammenschlüssen.

Außenbeziehungen

14. April: Der Rat der Außenminister erörtert
auf einem informellen Treffen in Granada mit
seinen Amtkollegen der Gruppe der Acht (Ar-
gentienien, Brasilien, Kolumbien, Mexiko, Peru,
Uruguay und Venezuela - Panamas Mitglied-
schaft ist ausgesetzt) die Schuldenkrise und den
Friedensplan in Mittelamerika sowie die Demo-
kratisierung in dieser Region.
15.116. April: Der Rat der Außenminister berät
auf seinem informellen Treffen in Granada über
die allgemeine Entwicklung der Gemeinschaft,
die Verwirklichung der Einheitlichen Akte, die
Hindernisse auf dem Weg zum Binnenmarkt, die
Außenbeziehungen der EG, den Stand der Ost-
West-Beziehungen sowie die Situation in Süd-
afrika, auf Zypern und im Libanon. Zusammen
mit dem Präsidenten des EP, Lord Plumb, erör-
tert er die institutionelle Entwicklung der EG.

Winschafts- und Währungsunion

17. April: Der Präsident der EG-Kommission,
Jacques Delors, veröffentlicht einen Expertenbe-
richt zur Verwirklichung der Europäischen Wirt-
schafts- und Währungsunion (Delors-Bericht).

Jugoslawien

17. April: Der jugoslawische Außenminister
Budimir Loncar stattet der Kommission in Brüs-
sel einen Besuch ab und führt Gespräche über

die Zusammenarbeit zwischen Jugoslawien und
der EG.

Europäische Politische Zusammenarbeit

17. April: Die Zwölf rufen in Rahmen der EPZ
zu einer sofortigen Waffenruhe im Libanon auf,
unterstreichen die Notwendigkeit einer Beile-
gung der Libanon-Krise durch Verhandlungen
und appellieren an alle Parteien einschließlich
Syriens, die Beschießung von Wohngebieten
einzustellen und einen Waffenstillstand herbeizu-
führen.

Schweiz

17. April: Der schweizerische Energie- und Ver-
kehrsminister Adolf Ogi stattet der Kommission
in Brüssel einen Besuch ab und führt Gespräche
über Fragen des Transitverkehrs und über die
Teilnahme der Schweiz an der von der Kommis-
sion durchgesetzten Liberalisierung des Flugver-
kehrs.

Wirtschaft und Finanzen

17. April: Der Ministerrat für Wirtschafts- und
Finanzfragen berät auf seiner Tagung in Luxem-
burg über die Besteuerung von Sparverträgen,
Ausnahmeregelungen bei der Mehrwertsteuer
und die Beseitigung von Steuergrenzen und
führt eine Orientierungsdebatte über die Richtli-
nie zur Koordinierung der Bankentätigkeit.

Agrarpolitik

18.-22. April: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster berät auf seiner Tagung in Luxemburg über
die Festsetzung der Preise für landwirtschaftliche
Erzeugnisse und flankierende Maßnahmen für
den Zeitraum 1989/90 und beschließt die Ein-
frierung der Garantiepreise bei den meisten
Produkten auf dem Stand des Vorjahres.

Kommission/Binnenmarkt

19. April: Die Kommission beschließt, im Amts-
blatt der EG die Ergebnisse der Arbeiten über
die Entsprechung der beruflichen Befähigungs-
nachweise für die Berufe Empfangssekretärin,
Portier, Magazinverwalter, Kindergartenhelfer,
Restaurantkellner, Barmann, Koch und Wein-
kellner zu veröffentlichen.
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Schweden

19. April: Die schwedische Umweltministerin
Dahl stattet der Kommission in Brüssel einen
Besuch ab und führt Gespräche über die Zusam-
menarbeit zwischen der EFTA und der EG im
Bereich des Umweltschutzes.

Mexiko

19J20. April: Der mexikanische Minister für
auswärtige Angelegenheiten Solana stattet der
Kommission in Brüssel einen Besuch ab und
führt Gespräche über die Institutionalisierung
des Dialogs der EG mit der Gruppe der Acht,
das Verschuldungsproblem sowie die Wiederbe-
lebung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit
Mexiko.

mationen über die Vollendung des Binnenmark-
tes zu ermöglichen.

Peru

21. April: Der peruanische Außenminister
Guillermo Larco Cox stattet der Kommission in
Brüssel einen Besuch ab und führt Gespräche
über die Beziehungen zwischen Peru und der
EG sowie Fragen der bilateralen und regionalen
Zusammenarbeit.

Handelspolitik

22. April: Der Rat der Handelsminister berät auf
einem informellen Treffen in Madrid über die
Handelsbeziehungen zwischen der EG und La-
teinamerika.

Frankreich/Bundesrepublik Deutschland

19.120. April: in Paris finden die 53. deutsch-
französischen Regierungskonsultationen statt.
Der französische Staatspräsident Francois
Mitterrand und der deutsche Bundeskanzler
Helmut Kohl leiten gemeinsam die erste Sitzung
des deutsch-französischen Rates für Verteidigung
und Sicherheit, sie beraten über die Verbesse-
rung der Ost-West-Beziehungen, nukleare Zu-
sammenarbeit im Bereich der Wiederaufberei-
tung und I löchstgeschwindigkeitszüge zwischen
Ostfrankreich und Südwestdeutschland.

Island

20. April: Der isländische Außenminister J.P.
Hannibalson stattet der Kommission in Brüssel
einen Besuch ab und führt Gespräche über den
Zugang zum Gemeinschaftsmarkt für isländische
Fischereierzeugnisse nach dem Beitritt Spaniens
und Portugals und führt - in Hinblick darauf,
daß Island in der zweiten Jahreshälfte den
EFTA-Vorsitz übernimmt - einen Meinungs-
austausch über das neue Konzept für die
Zusammenarbeit zwischen der EG und der
EFTA.

Kommission/Binnenmarkt

21. April: Der Vizepräsident der Kommission
Martin Bangemann stellt die neue Datenbank
Info '92 vor, die die Kommission geschaffen hat,
um den Bürgern der EG den Zugang zu Infor-

Allgemeine Angelegenheiten

24. April: Der Ministerrat für Allgemeine Ange-
legenheiten berät auf seiner Tagung in Luxem-
burg über die Beziehungen zwischen der EG
und den Staaten Osteuropas, äußert seine Be-
sorgnis darüber, daß die rumänische Regierung
ihren Verpflichtungen im Rahmen des KSZE-
Prozesses, inbesondere im Bereich der Men-
schenrechte, nicht nachkomme, vereinbart, die
Verhandlungen zwischen der EG und Rumänien
über ein Handelsabkommen sowie über handels-
politische und wirtschaftliche Zusammenarbeit
auszusetzen, begrüßt die positiven Entwicklun-
gen des politischen und wirtschaftlichen Reform-
prozesses in Polen und nimmt ein Expose über
die Beziehungen der EG zur Sowjetunion zur
Kenntnis.

Norwegen

24. April: Der norwegische Finanzminister
Gunnar Berge stattet der Kommission in Brüssel
einen Besuch ab und führt Gespräche über die
Vollendung des Binnenmarktes, die möglichen
Auswirkungen einer Wirtschafts- und Währungs-
union, die Beziehungen der EG zur EFTA und
über verschiedene Vorschläge der Kommission
im steuerlichen Bereich.

Nicaragua

24.125. April: Der nicaraguanische Staatspräsident
Daniel Ortega stattet der Kommission in Brüssel
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einen Besuch ab und führt Gespräche über eine
Wirtschaftshilfe für sein Land.

Türkei

24.125. April: Kommissionsmitglied Matutes stat-
tet der Türkei einen Besuch ab und führt Ge-
spräche mit Premierminister Özal über verschie-
dene Aspekte der Beziehungen zwischen der EG
und der Türkei, besonders die Stellungnahme,
die die Kommission dem Rat zum offiziellen
Beitrittsantrag der Türkei vom 14. April 1987
übermitteln wird.

Europäische Politische Zusammenarbeit

25. April: Die Zwölf geben im Rahmen der EPZ
bekannt, daß der spanische Botschafter von der
südafrikanischen Regierung die Nichtverlänge-
rung des bestehenden Ausnahmezustandes über
Juni 1989 hinaus verlangt habe.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

26.127. April: Der WSA verabschiedet auf seiner
265. Plenartagung Stellungnahmen zur Freizügig-
keit der Arbeitnehmer, zum Fernsehen ohne
Grenzen, zur Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen für Unternehmen, zum Binnenmarkt für
Telekommunikationsdienste, zum Poseidon-Pro-
gramm, zu Bürgschaften von Kreditinstituten,
Rohstoffrückgewinnung, Bridge-Programm und
Geschwindigkeitsbegrenzungen.

Telekommunikation

27. April: Der Rat der für Telekommunikation
zuständigen Minister berät auf seiner Tagung in
Luxemburg über die Liberalisierung der Fern-
melde-Dienstleistungen und einigt sich darauf,
gemeinsame Anstrengungen zu unternehmen, um
den Vorsprung Japans bei der Entwicklung der
nächsten Generation der Fernsehtechnik aufzu-
holen.

Mai

Binnenmarktpolitik

3. Mai: Der Ministerrat für Binnenmarktfragen
berät auf seiner Tagung in Brüssel die Einfüh-
rung einer europaweiten Fusionskontrolle, die
Vorgehensweise bei der Erteilung von Aufträgen
der öffentlichen Hand sowie über das Aufent-
haltsrecht.

Vereinigte Staaten von Amerika

4. Mai: Die EG und die USA erzielen eine
Einigung über den Handelskonflikt um hormon-
behandeltes Fleisch, die besagt, daß mit Hilfe
von Bescheinigungen unbehandeltes amerikani-
sches Rindfleisch wieder in die EG eingeführt
werden soll und im Gegenzug dazu die Han-
delssanktionen gegen europäische Produkte zu-
rückgenommen werden.

Europarat

5. Mai: Die Außenminister verabschieden auf
der Tagung des Ministerausschusses eine politi-
sche Erklärung über die künftige Rolle des Eu-
roparates im europäischen Rahmen. Im Rahmen
der Feierlichkeiten zum 40. Jahrestag der Grün-
dung der Organisation findet die Zeremonie
zum Beitritt Finnlands als 23. Mitgliedstaat statt.

Europäische Politische Zusammenarbeit

8. Mai: Die Zwölf verurteilen scharf die Erklä-
rung des iranischen Parlamentspräsidenten
Hashemi Rafsanjani, in der dieser die Palästi-
nenser zu Mord und Gewalttaten gegen Bürger
und Einrichtungen westlicher Staaten aufruft. Sie
äußern ihre Zufriedenheit darüber, daß die
Führung der PLO sich für friedliche Mittel zur
Erreichung der Anerkennung der legitimen
Rechte des palästinensischen Volkes ausgespro-
chen hat.

Tunesien

27. April: Der tunesische Wirtschaftsminister
Moncef Belaid stattet der Kommission in Brüs-
sel einen Besuch ab und führt Gespräche über
die Zusammenarbeit zwischen europäischen und
tunesischen KMU.

Tourismus

8. Mai: Die für Tourismus zuständigen Minister
beraten auf einem informellen Treffen auf Lan-
zarote über die Gestaltung des Europäischen
Tourismusjahres, mögliche Aktionen auf Ge-
meinschaftsebene und die Imagepflege für Euro-
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pa auf dem amerikanischen und japanischen
Markt.

er bürokratischer Apparate; Einigung wird er-
zielt über die Normen für die Visaerteilung.

Europarat

8.—12. Mai: Die Teilnehmer der Parlamentari-
schen Versammlung beraten die künftige Rolle
des Europarates, die Europäische Sozialcharta,
die Zerstörung der tropischen Regenwälder
sowie die Situation der Spätaussiedler in der
Bundesrepublik Deutschland, begrüßen die Maß-
nahmen zugunsten deutschstämmiger Aussiedler
aus Osteuropa, äußern sich besorgt über die
Einschränkung des Asylrechts in Europa und
sprechen sich dafür aus, Parlamentariern ausge-
wählter östlicher Staaten einen besonderen Gast-
status bei den Sitzungen einzuräumen.

Kommission/Stmkturfonds

10. Mai: Die Kommission erläßt eine Entschei-
dung zur Bestimmung der förderungswürdigen
ländlichen Gebiete nach Ziel 5b des Struktur-
fonds.

Europäische Politische Zusammenarbeit

11. Mai: Die Zwölf äußern in einer Erklärung
ihre tiefe Besorgnis über die schwerwiegenden
und weitreichenden Unregelmäßigkeiten bei den
Wahlen am 7. Mai in Panama und verurteilen
die Annullierung der Wahlen sowie die Gewalt-
taten, die sich während des Wahlvorgangs ereig-
neten.

Energiepolitik

11. Mai: Der Ministerrat für Energiepolitik berät
auf seiner Tagung in Brüssel über die Transpa-
renz der Energiepreise auf dem europäischen
Markt, die Möglichkeiten für den Binnenmarkt
im Rahmen der nationalen Energieversorgungs-
systeme sowie den Kommissionsvorschlag eines
THERMIE-Programms zur Förderung von Ener-
gietechnologien.

Trevi-Gruppe

11.112. Mai: Auf einer Konferenz der Trevi-
Gruppe (Innen- und Justizminister der EG) in
Madrid wird eine Arbeitsgruppe zur Be-
kämpfung von Terrorismus, Drogenhandel und
organisiertem Verbrechen eingesetzt. Weiterge-
hende Pläne, eine europäische Polizeitruppe zu
bilden, scheitern am Widerst?nd Großbritan-
niens und Frankreichs gegen die Schaffung neu-

Agrarpolitik

14.—16. Mai: Bei einem informellen Treffen be-
rät der Rat der Landwirtschaftsminister in Sala-
manca über die Qualität landwirtschaftlicher
Erzeugnisse im ländlichen Raum der Zukunft.

Gesundheit und Verbraucherschutz

16. Mai: Der Ministerrat für Gesundheit und
Verbraucherschutz berät auf seiner Tagung in
Brüssel über die Koordinierung der Gesund-
heitspolitik bei Herz- und Gefäßerkrankungen,
das Programm "Europa gegen den Krebs", die
Etikettierung von Tabakerzeugnissen und über
den höchstzulässigen Teergehalt, Rauchverbot in
öffentlichen Räumen sowie die Koordinierung
bei der Bekämpfung von Drogen und Aids.

Entwicklungspolitik

16. Mai: Der Ministerrat für Zusammenarbeit in
Entwicklungsfragen berät auf seiner Tagung in
Brüssel über die Koordinierung bei der Unter-
stützung der Strukturanpassung in den AKP-
Staaten, über die Bilanz der finanziellen und
technischen Zusammenarbeit mit den Entwick-
lungsländern Lateinamerikas und Asiens, multi-
laterale Verhandlungen im Rahmen der Uru-
guay-Runde, Verschuldung der AKP-Länder
sowie Frauen und Entwicklung.

Polen/Lech Walesa

17. Mai: Der Führer der polnischen unabhängi-
gen Gewerkschaft Solidarität, Leen Walesa, stat-
tet der Kommission in Brüssel einen Besuch ab
und führt Gespräche über die politischen Refor-
men in Polen und mögliche Wirtschaftshilfe
seitens der EG.

Binnenmarkt/Kommission

17. Mai: Die Kommission genehmigt eine Mittei-
lung an den Rat über die Vollendung des Bin-
nenmarktes und die Angleichung der indirekten
Steuern, in der neue Leitlinien für die Anglci-
chung der Mehrwertsteuer- und Verbauchsteuer-
sätze vorgeschlagen werden.
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Mai

Kulturpolitik

18. Mai: Der Ministerrat für Kulturfragen berät
auf seiner Tagung in Brüssel über eine für Sep-
tember geplante Tagung über audiovisuelle Me-
dien und Schlußfolgerungen zur Förderung des
Buches und der Lektüre und bestätigt die Wahl
Dublins zur Kulturhauptstadt Europas 1991,
Kopenhagens für 1994 und Luxemburgs für
1995.

Europarat

18.119. Mai: Im Rahmen der Ministerkonferenz
zur Drogenbekämpfung in London beraten die
19 Mitglieder der sogenannten Pompidou-Grup-
pe über die zunehmende Bedrohung Europas
durch Kokain, über das Aufspüren und die Be-
schlagnahme von Drogengeldern sowie den Zu-
sammenhang von Drogensucht und der Ausbrei-
tung von AIDS.

Norwegen

19. Mai: Die norwegische Ministerpräsidentin
und derzeitige Vorsitzende der EFTA, Gro
Harlem Brundtland, stattet der Kommission in
Brüssel einen Besuch ab und führt Gespräche
über die Beziehungen zwichen der EG und
EFTA sowie zwischen der EG und Norwegen.

Wirtschaft und Finanzen

19.120. Mai: Der Rat der Wirtschafts- und Fi-
nanzminister berät auf einem informellen Treffen
in San Agaro (Spanien) über den Aufbau einer
europäischen Wirtschafts- und Währungsunion,
den Delors-Bericht, den Kommissionsvorschlag
einer europäischen einheitlichen Quellensteuer,
die von der Bundesrepublik Deutschland, Groß-
britannien, Luxemburg, den Niederlanden und
Dänemark abgelehnt wird, sowie die Anglei-
chung der indirekten Steuern in der EG.

Bildungspolitik

22. Mai: Der Ministerrat für Bildungsfragen
erzielt auf seiner Tagung in Brüssel Einverneh-
men über das LINGUA-Programm zur Verbesse-
rung der Fremdsprachenkenntnisse, berät über
weitere Ausbildungsprogramme, Bildung und
Ausbildung im Hinblick auf den Binnenmarkt
sowie die schulische Betreuung der Kinder von
Schaustellern, Binnenschiffern, Sinti und Roma
sowie Zirkusangehörigen und beschließt, daß die

Kommission ermächtigt wird, mit EFTA-Staaten,
die dies wünschen, Vereinbarungen auf dem
Gebiet der technologischen Ausbildung im Rah-
men des ComettTI-Programms auszuhandeln.

Allgemeine Angelegenheiten

22. Mai: Der Rat der Außenminister berät auf
seiner Tagung in Brüssel über die Handelsbezie-
hungen zu den USA, die wirtschaftlichen Bezie-
hungen zur Sowjetunion, Polen und Israel, über
die Verhandlungen über die Erneuerung des
EG-AKP-Abkommens und das Kommunalwahl-
recht für EG-Bürger und über Fragen von Nah-
rungs- und Futtermitteln im Falle eines nuklea-
ren Unfalls.

Europäisches Parlament

22.-26. Mai: Plenartagung des EP in Straßburg.
Die Abgeordneten beraten über verkehrspoliti-
sche Fragen, europäische Forschungsförderung,
Auflagen bei gentechnisch veränderten Organis-
men, Nährwertkennzeichnung und Bestrahlung
von Lebensmitteln, die geplante Richtlinie über
grenzüberschreitendes Fernsehen, die Auftrags-
vergabe öffentlicher Unternehmen und Förde-
rung von Klein- und Mittelbetrieben und geben
eine Stellungnahme zu dem Entwurf eines Nach-
trags- und Berichtigungshaushaltsplans der
EGKS für 1989 ab. In einer Dringlichkeitsdebat-
te wird eine Resolution verabschiedet, in der
das EP die Entschlossenheit und den Mut des
chinesischen Volkes und der Studenten begrüßt
und wünscht, daß sich die chinesische Regierung
zu einem Dialog bereit erklärt. Außerdem wer-
den Entschließungen zu Menschenrechtsverlet-
zungen in allen Teilen der Welt verabschiedet,
verurteilt werden auch die Gewalttaten gegen
Bürger und Vertreter der Opposition in Pana-
ma. Bezüglich des Iran fordern die Parlamenta-
rier die EG auf, ihre Beziehungen abzubrechen,
bis das Land sich in offizieller Form von der
Unterstützung des internationalen Terrorismus
distanziert habe.

Israel

23. Mai: Der israelische Außenminister Arens
stattet der Kommission in Brüssel einen Besuch
ab und führt Gespräche über den Friedenspro-
zeß im Nahen Osten und die Bedingungen des
israelischen Friedensplans sowie die Durchfüh-
rung von Wahlen in den besetzten Gebieten.
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Rechtspolitik

26. Mai: Der Rat der Justizminister einigt sich
auf seiner Tagung in San Sebastian, die Konven-
tion von 1968 zur gerichtlichen Zuständigkeit
und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen
in Zivil- und Handelssachen für Spanien und
Portugal zu öffnen, und unterzeichnet ein ent-
sprechendes Übereinkommen.

Europäische Politische Zusammenarbeit

29. Mai: Die Zwölf begrüßen den Wiederbeitritt
Ägyptens zur Arabischen Liga, was die Bedeu-
tung der Liga erhöhen und dem Frieden in der
Region dienen werde.

Agrarpolitik

29.130. Mai: Der Rat der Landwirtschaftsminister
beschließt auf seiner Tagung in Brüssel ein Akti-
onsprogramm zur Förderung der Wälder in
Europa und zur Bekämpfung von Umweltver-
schmutzung und Bränden und berät über eine
Reform der Schaf- und Ziegenwirtschaft, Import-
quoten für neuseeländische Butter sowie ver-
schiedene Veterinär- und Pflanzenschutzbestim-
mungen.

Vereinigte Staaten von Amerika

30. Mai: Der amerikanische Präsident stattet der
Kommission einen Besuch ab und führt Gesprä-
che über Fragen der Entspannung und Abrü-
stung und die Aussichten für die Beziehungen
zwischen beiden Seiten des Atlantiks wie auch
zwischen West- und Osteuropa.

Konferenz über Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa

30. Mai - 23. Juni: Die erste im Abschließenden
Dokument des Wiener KSZE-Folgetreffens vor-
gesehene Tagung findet in Paris statt. Auf der
Tagesordnung stehen: Bilanz der Menschen-
rechtssituation, das Funktionieren der "Konfe-
renz über die menschliche Dimension" und 36
neue Vorschläge zur Stärkung der menschlichen
Dimension.

Europäische Politische Zusammenarbeit

31. Mai: Die Zwölf geben in einer EPZ-Erklä-
rung ihrer ernsten Besorgnis über die israelische
Entscheidung Ausdruck, die Schulen im West-
jordanland zu schließen; dies bedrohe die Zu-
kunft einer ganzen Generation junger Palästinen-
ser und trage zur Anheizung der Spannungen in
den besetzten Gebieten bei.

Türkei

31. Mai: Der Premierminister der Türkei, Özal,
stattet der Kommission in Brüssel einen Besuch
ab und führt Gespräche über die wirtschaftliche
Entwicklung in der Türkei und den Beitrittsan-
trag der Türkei in die EG.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

31. Mai - 1. Juni: Der WSA verabschiedet auf
seiner 266. Plenartagung Stellungnahmen zum
Abbau von Grenzkontrollen, zu Fragen des Le-
bensmittelrechts und zu Direktversicherungen.

Schweden

30. Mai: Schwedens Vizepremierminister und
Finanzminister Feldt stattet der Kommission in
Brüssel einen Besuch ab und führt Gespräche
über die Zukunft der Beziehungen zwischen der
EG und der EFTA, über die Neuorientierung
der Kommission im Bereich der indirekten Steu-
ern und über die Jahrestagung der OECD.

Organisation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung

31. Mai - 1. Juni: Auf der Jahrestagung der
OECD in Paris erörtern die Minister den Ver-
lauf der Verhandlungen der Uruguay-Runde seit
dem Genfer Treffen zur Halbzeitprüfung und
bekräftigen ihre Entschlossenheit, die Verhand-
lungen bis 1990 abzuschließen.

Binnenmarkt/Kommission

30. Mai: Die Kommission verabschiedet den
Vorentwurf einer Gemeinschaftscharta der sozia-
len Grundrechte als wichtigen Bestandteil der
sozialen Dimension des Binnenmarktes.

Kommission

31. Mai: Die Kommission beschließt die Erwei-
terung des EG-Beratungsnetzes durch 148 neue
Beratungsstellen im EG-Gebiet zusätzlich zu den
39 bereits bestehenden.
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Juni

Juni

Jamaika

1. Juni: Der jamaikanische Außenminister David
Coore stattet der Kommission in Brüssel einen
Besuch ab und führt Gespräche über bilaterale
Fragen, insbesondere über die wirtschaftlichen
Aspekte der Beziehungen.

Verbraucherschutz

1. Juni: Der Ministerrat für Verbraucherschutz
berät auf seiner Tagung in Luxemburg über
Regelungen für die Zins- und Tilgungsberech-
nungen bei Verbraucherkrediten, künftige Priori-
täten bei der Verbraucherschutzpolitik, Verbrau-
chererziehung an den Schulen und über eine
Angleichung der Rechtsvorschriften zur allgemei-
nen Produktsicherheit.

Kanada

2. Juni: Der kanadische Außenminister Joe Clark
und der Außenhandelsminister John Crosbie
statten der Kommission in Brüssel einen Besuch
ab und führen Gespräche über wirtschaftliche
und handelspolitische Fragen, speziell über die
Fischfangquoten außerhalb der 200-Meilen-Zone
Kanadas.

AKP-Staaten/Allgemeine Angelegenheiten

3.-5. Juni: Auf der Ministertagung der EG und
der AKP-Staaten (Afrik-Karibik-Pazifik) im Rah-
men der Verhandlungen um die Erneuerung des
Lome-Abkommens beraten die Teilnehmer über
alle Bereiche der Zusammenarbeit, kommen
prinzipiell überein, jeglichen Handel mit Gift-
müll zu untersagen und sind bereit, über die im
März verabschiedete Baseler Konvention hinaus-
zugehen.
Im Rahmen dieser Tagung kommt der Rat der
Außenminister am 3. Juni in Luxemburg zu
einer Sitzung über allgemeine Angelegenheiten
zusammen.

Verkehrs politik

5.16. Juni: Der Ministerrat für Verkehrsfragen
berät auf seiner Tagung in Luxemburg über die
Erhaltung und Entwicklung der gemeinschaftli-
chen Seeverkehrsindustrie und die Sicherstellung
des Angebotes wettbewerbsfähiger Seeverkehrs-
dienste, einen Verhaltenskodex im Zusammen-

hang mit computergesteuerten Buchungssyste-
men, Kapazitätsprobleme im Luftverkehr, die
Angleichung bestimmter Fahrzeuge, Vorschriften
zur Verkehrssicherheit (Blutalkohol, Gurtpflicht,
Reifenprofile) sowie über das von Österreich in
Aussicht gestellte Nachtfahrverbot für Lastkraft-
wagen.

Westeuropäische Union

5.-8. Juni: Auf der Parlamentarischen Versamm-
lung der WEU in Paris beraten die Teilnehmer
die Ergebnisse des NATO-Gipfels, die neuen
Abrüstungsvorschläge von Präsident Georg Bush,
die Aufnahme von Verhandlungen über SNF,
die Haltung vom EP und der WEU-Versamm-
lung gegenüber Sicherheitsfragen sowie die neue
Politik der Sowjetunion, die Fortschritte auf
dem Gebiet der Rüstungskontrolle zulasse.

Europäische Politische Zusammenarbeit

6. Juni: Die Zwölf erklären, sie seien zutiefst
schockiert über die tragischen Ereignisse in
China, verurteilen die gewaltsame Unterdrük-
kung friedlicher Demonstranten, rufen die chine-
sische Führung auf, im politischen Dialog eine
friedliche Lösung zu suchen und beschließen in
Reaktion auf diese Ereignisse, hochrangige Kon-
takte einzufrieren.
7. Juni: Die Zwölf begrüßen in einer EPZ-Erklä-
rung die Entwicklungen in Polen und bekräfti-
gen ihre Bereitschaft, einen Hilfsplan für die
Philippinen zu unterstützen, um zur Konsolidie-
rung der demokratischen Entwicklung beizutra-
gen.

Umweltpolitik

8.19. Juni: Der Ministerrat für Umweltfragen
berät auf seiner Tagung in Luxemburg über den
Treibhauseffekt, Maßnahmen zu seiner Be-
kämpfung, über die Verringerung der Gewässer-
verschmutzung durch bestimmte Stoffe, die Luft-
verschmutzung durch bestehende Müllverbren-
nungsanlagen, die Kontrolle genetisch veränder-
ter Organismen und den Artenschutz, beschließt
für das bestehende temporäre Importverbot von
Robbenfellen dauerhafte Gültigkeit und zur
Harmonisierung der Vorschriften über die Ab-
gaswerte von Kleinwagen, daß Neuwagen ab
Ende 1992 mit Drei-Wege-Katalysator ausgerü-
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stet sein müssen und daß darüberhinaus eine
steuerliche Begünstigung ab sofort möglich ist.

Polen

9. Juni: Der polnische Partei- und Staatschef
General Wojciech Jaruzelski stattet der Kommis-
sion in Brüssel einen Besuch ab und führt Ge-
spräche über die wirtschaftlichen Probleme sei-
nes Landes, Fragen der Demokratisierung sowie
die Möglichkeiten zukünftiger wirtschaftlicher
Zusammenarbeit mit der EG.

Soziales

12. Juni: Der Ministerrat für Sozialfragen berät
auf seiner Tagung in Luxemburg das Fünfjahres-
programm zur Bekämpfung der Armut, die Ge-
nehmigung einer Rahmenrichtlinie zur Verbesse-
rung des Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz,
Schlußfolgerungen zur Frage der Beschäftigung
Behinderter, drohende Arbeitsplatzverluste in
der Schiffbauindustrie, die Gleichstellung von
Mann und Frau und einigt sich nicht über den
Entwurf einer europäischen Sozialcharta.

Europäische Politische Zusammenarbeit

12. Juni: Die Zwölf äußern ihre volle Unterstüt-
zung für den dreiköpfigen Ausschuß der Arabi-
schen Liga, der mit der Lösung des Libanon-
Konflikts beauftragt wurde, wiederholen ihre
Unterstützung für die Unabhängigkeit, Souverä-
nität, Einheit und territoriale Integrität Libanons
und bedauern die Entscheidung der südafrikani-
schen Regierung, den Ausnahmezustand zu ver-
längern.

Allgemeine Angelegenheiten

12. Juni: Der Ministerrat für Allgemeine Angele-
genheiten bereitet auf seiner Tagung in Luxem-
burg den bevorstehenden EG-Gipfel in Madrid
vor, berät über Verhandlungen mit der Sowjet-
union über die künftige Zusammenarbeit, die
Beziehungen zu Polen, die Initiative einer euro-
päisch-arabischen Hochschule, die Situation in
China, zu dem nach der blutigen Niederschla-
gung der Demokratiebewegung vorerst keine
normalen Beziehungen aufgenommen werden
sollen; der Vertreter Spaniens wird als Ratsvor-
sitzender einen Protest an die chinesische Füh-
rung übermitteln.

Europäische Freihandelsassoziation

13.114. Juni: Auf der Ministertagung in Kristian-
sand (Norwegen) beraten die Teilnehmer die
künftige Rolle der EFTA in der europäischen
Integration. Das beratende Komitee, das sich aus
den Wirtschaftsverbänden der Länder zusam-
mensetzt, fordert, das Mehrheitsprinzip für
EFTA-Beschlüsse einzuführen, damit die Organi-
sation gegenüber der EG mit einer Stimme spre-
chen kann; dieser Vorschlag scheitert am Wider-
stand der Schweiz, die einen bilateralen Ansatz
befürwortet und betont, daß die EFTA nicht zu
einer Mini-EG werden dürfe. Die Minister eini-
gen sich jedoch auf einige Verbesserungen und
Anpassungen der assoziationsinternen Mechanis-
men, die Länder sollen sich vermehrt konzertie-
ren und bei gemeinsamen Positionen gegenüber
der EG mit einer Stimme sprechen.

Binnenmarktpolitik

14. Juni: Der Ministerrat für Binnenmarktfragen
berät auf seiner Tagung in Luxemburg über
Regelungen zur temporären Zulassung von
Transportmitteln, eine Medikamentenrichtlinie,
eine Richtlinie für bestimmte gefährliche Sub-
stanzen, die Vergabe von Aufträgen der öffentli-
chen Hand und einigt sich nicht über die ge-
plante Richtlinie über ein Fernsehen ohne Gren-
zen.

Europäisches Parlament

15.-18. Juni: In der EG finden die dritten Di-
rektwahlen zum EP statt. Die Wahlbeteiligung
ist im Durchschnitt etwas niedriger als 1984
(58,4% zu 61%).

Spanien/Europäisches Währungssystem

19. Juni: Die spanische Peseta wird in das EWS
einbezogen und mit einem Leitkurs von 133,804
gegenüber dem ECU festgelegt.

Wirtschaft und Finanzen

19. Juni: Der Rat der Wirtschafts- und Finanz-
minister beschließt auf seiner Tagung in Luxem-
burg, daß ab dem 21. September 1989 alle Wäh-
rungen der EG im ECU-Korb vertreten sein
werden, erzielt Einvernehmen über die Festle-
gung eines gemeinsamen Standpunktes zur Zwei-
ten Bankenrichtlinie, d. h. über eine einheitliche
Zulassungsvorschrift für Banken, einigt sich über
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den Solvenzkoeffizienten sowie über das Verbot
der sogenannten Insider-Geschäfte im Wertpa-
pierhandel und berät über die Abschaffung der
Steuergrenzen, die Mehrwertsteuer-Richtlinie,
betrügerische Praktiken und Unregelmäßigkeiten
zu Lasten des Gemeinschaftshaushaltes, die Än-
derung der Haushaltsverordnung und das stati-
stische Programm der EG.

führt Gespräche über die wirtschaftliche Lage
Australiens, über ein Rahmenabkommen mit der
EG über wissenschaftliche und technische Ko-
operation mit der Gemeinschaft, über Gemein-
schaftsbeihilfen zur Kohleförderung, die Arbeits-
weise der Strukturfonds und die australische
Initiative zur Gründung einer Organisation ähn-
lich der OECD im pazifischen Raum.

Agrarpolitik

19.120. Juni: Der Rat der Landwirtschaftsminister
berät auf seiner Tagung in Luxemburg die Vor-
schriften über die Einfuhr neuseeländischer
Butter nach Großbritannien, die Probleme bei
der Reform der gemeinsamen Marktorganisation
für Schaf- und Ziegenfleisch, die Kontrolle der
Einhaltung des Gefrierpunktes von Rohmilch
und gesundheitliche Fragen bei der Herstellung
und Vermarktung von Eiprodukten.

Industriepolitik

21. Juni: Der Ministerrat für Industriefragen
berät auf seiner Tagung in Luxemburg die Un-
terstützung der kleinen und mittleren Unterneh-
men, Beihilfen an die staatseigenen Stahlunter-
nehmen in Italien, das Hochauflösende Fernse-
hen, Aspekte des Textilsektors, die Bergbaupoli-
tik der EG, Beihilfen für den Schiffbau und die
Erleichterungen von Kontrollen im Güterverkehr
mit den EFTA-Ländern.

Kommission/Binnenmarkt

20. Juni: Die Kommission nimmt den vierten
Bericht über die Durchführung des Weißbuches
zur Vollendung des Binnenmarktes an.

Forschungspolitik

20. Juni: Der Ministerrat für Forschungsfragen
berät auf seiner Tagung in Luxemburg über ein
künftiges gemeinschaftliches Rahmenprogramm
im Bereich der Forschung und Entwicklung
(F&E), genehmigt die Entscheidung über sechs
gemeinschaftliche F&E-Programme: EUROTRA
(Fertigstellung eines maschinellen Übersetzungs-
systems), FLAIR (Nahrungsmittelwissenschaft
und -technologie), VALUE (Verbreitung und
Nutzung von Ergebnissen der wissenschaftlichen
und technischen Forschung), MAST (Meereswis-
senschaft und -technologie), MONITOR (Strate-
gische Analyse, Vorausschau und Bewertung im
Bereich von Forschung und Technologie) und
DOSES (Expertensysteme für statistische Zwek-
ke), genehmigt das Strahlenschutzprogramm
EURATOM und legt für die F&E-Programme
STEP/EPOCH, BRIDGE und ROHSTOFFE
gemeinsame Standpunkte fest.

Fischereipolitik

21. Juni: Der Ministerrat für Fischereifragen
verabschiedet auf seiner Tagung in Luxemburg
eine Verordnung über die Vermarktung für
Sardinenkonserven und berät die Kontrolle der
Fischereitätigkeiten, die Verarbeitung und Ver-
marktung von Erzeugnissen der Fischerei und
der Aquakultur, den Fischbestand in bestimmten
Bereichen und Verhandlungen mit Drittländern.

Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl

21. Juni: Auf der 277. (außerordentlichen) Sit-
zung erörtert der beratende Ausschuß EGKS
Beihilfen für die Stahlunternehmen des italieni-
schen öffentlichen Sektors.
22. Juni: Auf der 278. (konstituierenden) Sitzung
wählt der beratende Ausschuß EGKS den Vor-
sitzenden und das Präsidium für das Geschäfts-
jahr 1989-1990, ernennt die Mitglieder der
Ständigen Ausschüsse und legt den Zeitplan der
Sitzungen fest. Auf der 279. (ordentlichen) Sit-
zung wird eine Anhörung über das Vorausschät-
zungsprogramm Stahl für das 3. Quartal durch-
geführt und die Statistik über den innergemein-
schaftlichen Warenverkehr nach 1992 erörert.

Australien

20. Juni: Der australische Minister für Industrie,
Technik und Handel, Senator Button, stattet der
Kommission in Brüssel einen Besuch ab und

Wirtschafts- und Sozialausschuß

21.122. Juni: Der WSA verabschiedet auf seiner
267. Plenartagung Stellungnahmen zur Wirt-
schaftslage der EG Mitte 1989, zu Börsenzulas-
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sungsregelungen, Tierarzneimitteln und zur
Mehrwertsteuer für Gebrauchtgegenstände.

Europäische Politische Zusammenarbeit

23. Juni: Die Zwölf erklären zur Lage in Äthio-
pien, daß die dortigen Probleme nur durch
friedliche Mittel gelöst werden können, und
rufen die beteiligten Parteien auf, die Initiative
des äthiopischen Parlaments aufzugreifen und
sich ernsthaft an Verhandlungen zu beteiligen.

Agrarpolitik

26. Juni: Im Wege des schriftlichen Verfahrens
erläßt der Rat der Landwirtschaftsminister neue
Maßnahmen zum Schutz gegen das Verbringen
von Schadorganismen der Pflanzen oder Pflan-
zenerzeugnisse in die Mitgliedstaaten.

Europäischer Rat

26.127. Juni: Der Europäische Rat der Staats-
und Regierungschefs einigt sich auf dem Gipfel-
treffen in Madrid darauf, zum 1. Juli 1990 mit
dem Einstieg in die Europäische Währungsunion
zu beginnen, hierzu eine Regierungskonferenz
einzuberufen und beschließt - ohne die Stimme
Großbritanniens - die Ausarbeitung einer euro-
päischen Sozialcharta fortzusetzen.

Türkei

26.127. Juni: Der türkische Verkehrsminister
Tuncer stattet der Kommission in Brüssel einen
Besuch ab und führt Gespräche über die Anpas-
sung des türkischen Verkehrswesens an die ge-
meinschaftlichen Normen.

Kommission/Telekommunikation

28. Juni: Die Kommission nimmt eine Richtlinie
zur Liberalisierung der Märkte für Telekommu-
nikationsdienste an.

Europäische Politische Zusammenarbeit

28. Juni: Die Zwölf verurteilen in einer Presse-
mitteilung die "brutale Repression" in China,
fordern die chinesische Regierung auf, die Hin-
richtungen einzustellen, beschließen, die Frage
der Menschenrechte in China vor die entspre-
chenden internationalen Gremien zu bringen, die
militärische Zusammenarbeit zu unterbrechen,
neue Kooperationsprojekte auszusetzen, Pro-
gramme der kulturellen, wissenschaftlichen und

technischen Zusammenarbeit zu verringern und
die Visen derjenigen chinesischen Studenten zu
verlängern, die dies wünschen.

Grönland/Fischereipolitik

29.130. Juni: Nach Abschluß einer dritten Ver-
handlungsrunde in Kopenhagen wird ein neues
Protokoll zu dem Fischereiabkommen EWG-
Grönland paraphiert.

Schengener Abkommen

30. Juni: Die zuständigen Minister der Bundesre-
publik Deutschland, Frankreichs und der Bene-
lux-Staaten beraten in Paris über die Ausgestal-
tung des Abkommens von Schengen, einigen sich
auf ein automatisches Informationssystem, das es
den Sicherheitsdiensten erlaubt, die Identitäten
gesuchter Menschen zu registrieren, stellen fest,
daß noch zahlreiche Probleme bestehen, so be-
sonders bei der Kontrolle auf internationalen
Flughäfen, bei der Verfolgung einer Person über
die nationalen Grenzen hinweg und im Ausliefe-
rungsrecht sowie beim Drogenhandel.

Europäische Politische Zusammenarbeit

30. Juni: Die Zwölf protestieren gegen die er-
neute Deportation von acht Palästinensern aus
den besetzten Gebieten.

Juli

Ministerrat

/. Juli: Der Ratsvorsitz geht von Spanien an
Frankreich über. Erstmals findet eine Arbeitssit-
zung der Kommission und der für EG-Fragen
zuständigen französischen Minister statt, um die
Kontakte zwischen dem Exekutivorgan und dem
jeweils den Vorsitz führenden Land zu fördern.

Euro parat

3.-7. Juli: Die Parlamentarische Versammlung
berät in Straßburg die Ost-West-Beziehungen,
Flüchtlings-, Minderheiten- und Umweltfragen.
Am 6. Juli spricht der sowjetische Staats- und
Parteichef Michail Gorbatschow vor der Ver-
sammlung und bietet eine weitere einseitige
Reduzierung des Nuklearwaffenarsenals der
Sowjetunion an, wenn sich die NATO zu Ver-
handlungen über den totalen Abbau nuklearer
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Juli

Kurzstreckenraketen bereiterklären sollte. Am 7.
Juli nehmen erstmals Abgeordnete aus Polen,
Ungarn, Jugoslawien und der Sowjetunion an
der Debatte teil.

Europäische Freihandelszone

4. Juli: Der Außenminister Islands und derzeiti-
ge Vorsitzende der EFTA, Jon Balduin Hanni-
balson, stattet der Kommission in Brüssel einen
Besuch ab und führt Gespräche über die beim
informellen Ministertreffen vereinbarte Arbeits-
gruppe, institutionelle Fragen, hier vor allem die
Ausarbeitung eines Streitbeilegungsverfahrens
sowie die Vorbereitung des nächsten Minister-
treffens EWG-EFTA, die flankierenden Politiken
zur Vollendung des Binnenmarktes und das
Beitrittsgesuch Österreichs.

Kommission/Integrierte Mittelmeerprogramme

5. Juli: Die Kommission genehmigt den Inhalt
und das detaillierte Programm der zweiten Pha-
se des IMP für Nordgriechenland, Westgriechen-
land und den Pelepones sowie sieben französi-
scher IMPs.

Südkorea

7. Juli: Der südkoreanische Außenminister Choi
Ho Joong stattet der Kommission in Brüssel
einen Besuch ab, führt Gespräche über die bila-
teralen Beziehungen und unterzeichnet ein
Übereinkommen zur Eröffnung eines EG-Büros
in Seoul.

Wirtschaft und Finanzen

10. Juli: Der Ministerrat für Wirtschaft und
Finanzen berät auf seiner Tagung in Brüssel
über den auf dem Europäischen Gipfel in Ma-
drid beschlossenen Einstieg in die Wirtschafts-
und Währungsunion, Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Inflation, Aussichten für Wachs-
tum und Beschäftigung in Europa sowie einen
informellen Kommissionsbericht über die Be-
steuerung der Kapitalerträge und beschließt, daß
eine Neuanpassung der Wechselkurse im EWS
derzeit nicht notwendig ist.

Arbeit und Soziales

11. Juli: Der Ministerrat für Arbeit und Soziales
berät auf einem informellen Treffen in Auxerre

(Frankreich) Fragen der Beschäftigung und die
angestrebte Sozialcharta der EG.

Europäische Politische Zusammenarbeit

11. Juli: Die Zwölf beschließen in Paris, ihre
Ostpolitik zu intensivieren und die Wirtschafts-
reformen in Ungarn und Polen zu fördern, bera-
ten über die Beziehungen zur Sowjetunion, die
Entwicklung des KSZE-Prozesses, die Lage im
Nahen Osten, im südlichen Afrika, Kambodscha,
China, Iran sowie die Vereinten Nationen und
das Verhältnis der EG zum Europarat.

Japan

11.112. Juli: Der japanische Außenhandels-und
Industrieminister Kajiyama stattet der Kommis-
sion in Brüssel einen Besuch ab und führt Ge-
spräche über die bilateralen Handelsbeziehungen
sowie Fragen der wissenschaftlichen und techni-
schen Zusammenarbeit.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

12.113. Juli: Der WSA verabschiedet auf seiner
268. Plenartagung Stellungnahmen zum Binnen-
markt, zum Außenhandel der EG, über die
Liberalisierung des Kapitalverkehrs, den 13.
EFRE-Bericht und die Beziehungen zu den
Mittelmeerländern.

Philippinen

13. Juli: Die philippinische Präsidentin Corazon
Aquino trifft in Paris mit Kommissionspräsident
Jacques Delors zusammen und berät mit ihm die
Wirtschaftsbedingungen auf den Philippinen und
das Schuldenproblem des Landes.

Wirtschaftsgipfel

14.-16. Juli: Die Staats- und Regierungschefs der
sieben wichtigsten Industrieländer und der Präsi-
dent der EG-Kommission beraten auf der 15.
Gipfelkonferenz über die Ost-West-Beziehungen,
China, Menschenrechte und Terrorismus.

Österreich

17. Juli: Der österreichische Außenminister Alois
Mock überreicht in Brüssel dem amtierenden
Vorsitzenden des Ministerrates, dem französi-
schen Außenminister Roland Dumas, das offi-
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zielle Beitrittsgesuch Österreichs zur EG, in dem
das Land den Anspruch anmeldet, an dem in
seiner Verfassung festgeschriebenen Prinzip der
"immerwährenden Neutralität" als Mitglied der
EG festzuhalten.

Sowjetunion

19.120. Juli: In Brüssel findet die erste Tagung
zur Aushandlung eines Abkommens über Handel
und handeis- und wirtschaftspolitische Zusam-
menarbeit zwischen der EG und der UdSSR
statt.

Allgemeine Angelegenheiten

17.118. Juli: Der Minsterrat für Allgemeine An-
gelegenheiten berät auf seiner Tagung in Brüssel
über das Beitrittsgesuch Österreichs, das er nicht
sofort an die Kommission weiterleitet, weil die
EG noch zusätzliche Zeit benötige, um über die
politischen Folgen nachzudenken. Die Außenmi-
nister können sich außerdem nicht auf eine ge-
meinsame Position bei den anstehenden Ver-
handlungen über eine Erneuerung des Lome-
Abkommens mit den AKP-Staaten einigen und
beraten über die Beziehungen zu den USA,
audiosvisuelle Medien und ein Fernsehen ohne
Grenzen.

Türkei

18. Juli: In Brüssel unterzeichnen der stellvertre-
tende Premierminister der Türkei, Bozer, und
Kommissionsmitglied Matutes zwei Finanzie-
rungsprotokolle in Höhe von 4,8 Mio. ECU im
Rahmen der im Dezember 1988 genehmigten
Mittel für ein Programm zur Intensivierung der
Assoziation zwischen der EG und der Türkei
sowie die Einrichtung eines Ausbildungs- und
Entwicklungszentrums für Führungskräfte der
Kommunalbehörden der Region östliches Mittel-
meer/Mittlerer Osten.

Binnenmarktpolitik

18. Juli: Der Ministerrat für Binnenmarktfragen
berät auf seiner Tagung in Brüssel über das
öffentliche Auftragswesen, das Niederlassungs-
recht, über die Gesellschaft Europäischen
Rechts, Software-Programme, Fusionskontrolle,
Schaffung eines Gemeinschaftspatents sowie über
das Fernsehen ohne Grenzen.

Polen

24.125. Juli: Die EG-Kommission und eine polni-
sche Regierungsdelegation verständigen sich in
ihrer vierten Verhandlungsrunde auf den Ab-
schluß eines umfassenden Kooperations- und
Handelsabkommens.

Agrarpolitik

24.-26. Juli: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster verabschiedet auf einer Tagung in Brüssel
eine Nahrungsmittel-Soforthilfe für Polen und
berät erneut über eine Reform der Marktord-
nung für Schaffleisch und über eine gemein-
schaftliche Finanzierung von Flächenstillegungen,
da die Beteiligung an den Programmen nicht in
allen Ländern zufriedenstellend ist.

Europäisches Parlament

25.-28. Juli: Konstituierende Sitzung des EP in
Straßburg. Der Alterspräsident, der rechtsradika-
le französische Abgeordnete Claude Autant-Lara
eröffnet die Tagung, bei dessen Ansprache Par-
lamentarier aus Protest gegen die europafeindli-
chen Aussagen den Plenarsaal verlassen. Der
spanische Sozialist Enrique Baron Crespo wird
mit 301 von 502 Stimmen zum Parlamentspräsi-
denten gewählt. Er legt am 26. Juli in seiner
Antrittsrede die Ziele seiner künftigen Arbeit
dar. Nachdem der Staatssekretär Pedro Solbes
Mira in Vertretung des spanischen Außenmini-
sters eine Bilanz der spanischen Präsidentschaft
und des Gipfeltreffens zieht, erläutert der fran-
zösische Außenminister Roland Dumas am 27.
Juli das Programm der französischen Präsident-
schaft. Außerdem stehen auf der Tagesordnung
der Parlamentarier die Beratungen über die
Leitlinien des Haushaltsentwurfs für 1990 und
die Koordinierung der Polenhilfe.

Kommission/EG KS

19. Juli: Die Kommission nimmt den Entwurf
des EGKS-Funktionshaushaltsplans für 1990 an.

Europäische Politische Zusammenarbeit

26. Juli: Die Zwölf verabschieden eine Erklärung
zu Birma, in der sie ihre Besorgnis angesichts
der Maßnahmen gegen Führer der politischen
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August

Opposition und der Verschärfung des Kriegs-
rechts in Birma äußern, und fordern die birma-
nischen Autoritäten auf, dem Wunsch der bir-
manischen Bevölkerung nach Demokratie und
freier Meinungsäußerung zu entsprechen.

Haushaltspolitik

28. Juli: Der Ministerrat für Haushaltspolitik
berät auf seiner Tagung in Brüssel über den
Haushaltsentwurf für 1990, unter anderem über
die Zuwendungen für die ländliche Entwicklung,
die Strukturfonds und die Infrastruktur im
Transportwesen.

Mission an, die den Hilfsbedarf der Bevölkerung
ermitteln soll.

Europäische Aktiengesellschaft

24. August: Die Kommission verabschiedet einen
Vorschlag über das Statut der Europäischen
Aktiengesellschaft auf der Grundlage von Art.
100a EWG-Vertrag.

Europäische Politische Zusammenarbeit

30. August: Die Zwölf verabschieden eine Erklä-
rung zu den politischen Morden in Kolumbien.

August

Europäische Politische Zusammenarbeit

1. August: Die Zwölf rufen zur Fortsetzung der
Vermittlungsaktion der Arabischen Maghreb-
Union auf und bekräftigen ihre Entschlossenheit,
mit allen Mitteln zu einer friedlichen Lösung im
Libanon beizutragen.
9. August: Die Zwölf verabschieden eine Erklä-
rung zur Vereinbarung der fünf mittelamerikani-
schen Präsidenten auf deren Gipfeltreffen in
Tela und geben ihrer Unterstützung für die
Vereinbarungen Ausdruck, die ihrer Ansicht
nach einen Fortschritt in der Durchführung der
Vereinbarungen von Esquipulas darstellen.

Umweltpolitik

18. August: Die Umweltminister der Bundesre-
publik Deutschland, Österreichs, Liechtensteins
und der Schweiz sprechen sich auf einem Tref-
fen in Wien für eine weitere Harmonisierung
der Umweltpolitik aus. Die drei nicht der EG
angehörenden Teilnehmer äußern den Wunsch,
von Anfang an bei dem geplanten europäischen
Umweltamt der EG mitarbeiten zu können.

Europäische Politische Zusammenarbeit

23. August: Die Zwölf appellieren im Hinblick
auf die Situation im Libanon an alle Parteien,
die Kampfhandlungen zu beenden. Sie rufen
auch das Komitee der Arabischen Liga auf,
seine Vermittlungsbemühungen wiederaufzuneh-
men und kündigen die Entsendung einer EG-

September

Europäische Politische Zusammenarbeit

2. September: Die Zwölf verurteilen in einer
Erklärung die Annullierung der Wahlen in Pa-
nama vom 7. Mai und bedauern, daß die Ver-
mittlungsversuche der Organisation Amerikani-
scher Staaten (OAS) bisher ohne Ergebnis blie-
ben.

Europäische Politische Zusammenarbeit

6. September: Die Zwölf äußern ihre Besorgnis
über die wiederholten Verletzungen des am 22.
Juni vereinbarten Waffenstillstands in Angola
und über ein neues Gesetz über ausländische
finanzielle Förderungen, das auf keinen Fall die
Förderung der EG und ihrer Mitglieder für
durch die Apartheid benachteiligte Gruppen der
Gesellschaft in Südafrika gefährden dürfe. In
einer dritten Erklärung begrüßen sie die Bemü-
hungen um die Wiederherstellung des Friedens
in Mosambik, geben ihrer Unterstützung für die
Anstrengungen der Kirchen und der afrikani-
schen Länder Ausdruck und bekräftigen ihre
Bereitschaft, zum Wiederaufbau und zur wirt-
schaftlichen Entwicklung des Landes beizutra-
gen.

Vereinigte Staaten von Amerika

7. September: Der amerikanische Landwirt-
schaftsminister Yeutter stattet der Kommission
in Brüssel einen Besuch ab und führt Gespräche
über die Verhandlungen im Rahmen der Uru-
guay-Runde und die bilateralen Beziehungen.
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Europäische Politische Zusammenarbeit

8. September: Die Zwölf beobachten mit Besorg-
nis die Verschärfung der Politik der Unterdrük-
kung in Birma und rufen die Regierung mit
Nachdruck auf, das Streben des birmanischen
Volkes nach einer demokratischen Gesellschaft
zu achten.

DDR, das Recht auf Freizügigkeit zu gewährlei-
sten.

Europäische Politische Zusammenarbeit

12. September: Die Zwölf begrüßen die Bildung
einer Regierung in Polen, die die großen Kräfte
des Landes zusammenfaßt.

Wirtschafts- und Währungsunion

8.-10. September: Die EG-Notenbankchefs und
Finanzminister beraten auf einem informellen
Treffen in Antibcs (Frankreich) die Vorbereitun-
gen zur Wirtschafts- und Währungsunion, die
Verwirklichung der im Delors-Plan vorgeschlage-
nen und auf dem Gipfel in Madrid beschlosse-
nen ersten Stufe, einigen sich auf die Reform
früherer Vereinbarungen über die Kooperation
der Zentralbanken und die Angleichung der
Wirtschaftspolitik und bekräftigen den Zeitplan
zur Verwirklichung der ersten Stufe bis Juli
1990.

Europäisches Parlament

11.—15. September: Plenartagung des EP in
Straßburg. Die Abgeordneten beraten über den
Verbraucherschutz bei grenzüberschreitenden
Immobiliengeschäften, eine Harmonisierung der
Entschädigung von Opfern von Gewaltverbre-
chen, den Schutz von Transsexuellen vor Diskri-
minierung, den Ratsentwurf des Haushaltsplans
1990, Sicherheit und Gesundheitsschutz am Ar-
beitsplatz, die weitere Beschränkung der Ver-
wendung gefährlicher Stoffe, die gegenseitige
Anerkennung von Diplomen und die Verwirkli-
chung des wirtschaftlichen und sozialen Zusam-
menhalts in der EG. In der Dringlichkeitsdebat-
te werden unter anderem Konzepte für die Po-
lenhilfe diskutiert, die Unterdrückung in China
verurteilt und Resolutionen zur Aufnahme von
Bootsflüchtlingen in Hongkong, zur Unterdrük-
kung der türkischen Minderheit in Bulgarien,
zur Situation von politischen Gefangenen in der
Türkei, zur Lage in Guatemala sowie zur Lage
in den baltischen Staaten verabschiedet. In wei-
teren Resolutionen fordern die Parlamentarier
die Unterstützung der EG für den Kampf der
kolumbianischen Regierung gegen den Drogen-
handel und den Abzug nichtlibanesischer Streit-
kräfte aus Libanon und appellieren an die

Forschungspolitik

18. September: Der Ministerrat für Forschungs-
fragen berät auf seiner Tagung in Brüssel über
ein neues Rahmenprogramm zur Förderung von
Forschung und Entwicklung, um die Wettbe-
werbsfähigkeit der EG vor allem bei den neuen
Technologien zu stärken.

Ungarn

18. September: Der Vize-Präsident der Kommis-
sion Frans Andriessen stattet Budapest einen
offiziellen Besuch ab und führt Gespräche über
das Handels- und Kooperationsabkommen.

Binnenmarktpolitik

18. September: Der Ministerrat für Binnenmarkt-
politik führt auf seiner Tagung in Brüssel eine
Aussprache über die wesentlichen Punkte des
Entwurfs einer Verordnung über die Kontrolle
von Unternehmenszusammenschlüssen. Grundle-
gender Konsens besteht über eine Übergangszeit
von vier Jahren sowie einen Schwellenwert von
fünf Mrd. ECU; der Kommission soll eine Inter-
ventionsmöglichkeit bei Zusammenschlüssen
unterhalb dieser Schwelle zugestanden werden.
Eine endgültige Einigung wird für Oktober an-
gestrebt. Weitere Beratungsthemen sind eine
Bilanz der Umsetzung und Anwendung der
Richtlinien sowie Richtlinienvorschläge zum
Aufenthaltsrecht, außerdem nimmt der Rat
Schlußfolgerungen zur Einführung eines Ge-
meinschaftspatents an.

Polen

19. September: Der Vize-Präsident der Kommis-
sion, Frans Andriessen, stattet Warschau einen
offiziellen Besuch ab und führt Gespräche über
die Rolle der Kommission bei der Wiederher-
stellung der polnischen Wirtschaft.
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September

Umweltpolitik

19. September: Der Ministerrat für Umweltpoli-
tik erzielt auf seiner Tagung in Brüssel politi-
sches Einvernehmen über eine Richtlinie über
die sichere Verwendung gentechnisch veränder-
ter Organismen in der Umwelt, über einen Vor-
schlag für eine Verordnung über die Schaffung
der Europäischen Umweltagentur und des Euro-
päischen Umweltüberwachungsnetzes, berät über
eine Änderung der Richtlinie über Abfälle und
nimmt Schlußfolgerungen zur Verhütung von
technischen und natürlichen Risiken sowie zum
Schutz der gefährdeten Arten freilebender Tiere
und Pflanzen an.

Europäische Politische Zusammenarbeit

19. September: Die Zwölf geben eine Erklärung
zu Libanon ab, in der sie das Kommunique des
Dreierausschusses der Arabischen Liga begrü-
ßen, und fordern einen Dialog der Libanesen
untereinander, frei von allen Zwängen, ob diese
von außen kommen, oder durch die Präsenz
nichtlibanesischer Streitkräfte entstehen.

Europäische Politische Zusammenarbeit

20. September: Die Zwölf nehmen eine Reihe
von Maßnahmen in bezug auf das Regime in
Panama an, setzen die hochrangigen Kontakte
aus, ebenso wie die Vertretung der Zwölf bei
offiziellen Anlässen; außerdem werden die bila-
teralen Programme verlangsamt und die Bezie-
hungen zur Opposition verstärkt.

Europarat

21.—29. September: An der Tagung der Parla-
mentarischen Versammlung in Straßburg, an der
auch 36 Abgeordnete aus osteuropäischen Län-
dern als Gäste teilnehmen, beraten die Teilneh-
mer über Umweltschutz, über den Waffenhandel
und die Entwicklung in Osteuropa bis hin zur
Weiterentwicklung der westeuropäischen Ge-
meinschaft und AIDS. Die Versammlung fordert
in einer Resolution die Schaffung eines weltwei-
ten Klimafonds zum Schutz der Ozonschicht, aus
dem Finanzmittel zur Unterstützung der Ent-
wicklungsländer bei der Einhaltung internationa-
ler Konventionen fließen sollen. Hinsichtlich der
anhaltenden Menschenrechtsverletzungen in Ru-
mänien verlangen die Abgeordneten eine Ver-
hängung von Sanktionen durch die westeuro-
päischen Länder. Für den Ausbau der Koopera-

tion mit anderen osteuropäischen Staaten fordert
die Generalsekretärin des Europarates Catherine
Lalumiere, die notwendigen Finanzmittel bereit-
zustellen; der Rat sei aufgrund seiner großen
Mitgliederzahl und flexiblen Arbeitsstruktur
dazu berufen, sich zum Rat des großen Europa
zu entwickeln. Für die Weiterentwicklung Euro-
pas wird die Umwandlung der EFTA in eine
Zollunion gefordert sowie die Schaffung eines
freien europäischen Wirtschaftsraums.

Agrarpolitik

25.126. September: Der Rat der Landwirtschafts-
minister berät auf seiner Tagung in Brüssel die
gemeinsame Marktorganisation für Schaf- und
Ziegenfleisch, die mit qualifizierter Mehrheit
genehmigt wird, sowie das ebenfalls genehmigte
Selbstbeschränkungsabkommen mit Neuseeland
im Sektor Hammel- und Ziegenfleisch, die Vor-
schläge der Kommission über Erstattungssätze
für die Stillegung von Ackerflächen, die Anwen-
dung der Quotenregelung im Milchsektor, die
Anpassung der Agrarstrukturpolitik und Sofort-
maßnahmen gegen die Folgen der Trockenheit.

AKP

25.-29. September: Auf dem AKP-EG-Treffen in
Versailles wird über die Vollendung des euro-
päischen Binnenmarktes, das LomeTV-Abkom-
men und die Handelsbeziehungen beraten.

Industriepolitik

26. September: Der Ministerrat für Industriefra-
gen berät auf seiner Tagung in Brüssel über die
staatseigenen Stahlunternehmen in Italien, die
Lage des Stahlmarktes, die Beziehungen zu den
Vereinigten Staaten und den Handel mit Stahl-
erzeugnissen, die Rolle des Handwerks und der
kleinen Unternehmen sowie eine Verlängerung
der Arzneimittelpatente.

Europäische Politische Zusammenarbeit

26. September: Die Zwölf geben eine Erklärung
zu Libanon ab und wiederholen ihren Aufruf zu
sofortiger und bedingungsloser Freilassung der
Geiseln und appellieren an alle, denen es mög-
lich ist, Einfluß auf die Freilassung der Geiseln
auszuüben.
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Charta der sozialen Grundrechte

27. September: Die EG-Kommission legt den
Entwurf einer "Charta der sozialen Grundrechte"
vor, die das Recht auf freie Niederlassung, Betä-
tigung und gewerkschaftlichen Zusammenschluß,
auf 'fairen' Mindestlohn und ein 'angemessenes'
Niveau der sozialen Sicherheit enthält.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

27.128. September: Der WSA verabschiedet auf
seiner 269. Plenartagung Stellungnahmen zur
Landwirtschaft und Umwelt. Edith Cresson stellt
die Prioritäten des Programms der französischen
Ratspräsidentschaft vor.

Sozialpolitik

29. September: Der Ministerrat für Sozialfragen
berät auf seiner Tagung in Brüssel über die
Gemeinschaftscharta der Sozialrechte sowie das
geplante soziale Aktionsprogramm der Kommis-
sion und bereitet einen einheitlichen Gesund-
heitspaß vor, der dem Träger in allen zwölf
Ländern ärztliche Behandlung garantieren soll.

Oktober

Australien

2. Oktober: Der australische Minister für Indu-
strie und Energie Kenn stattet der Kommission
in Brüssel einen Besuch ab und führt Gespräche
über die bilateralen Beziehungen und über den
Stand der Verhandlungen im Rahmen der Uru-
guay-Runde.

Allgemeine Angelegenheiten

3. Oktober: Der Rat der Außenminister geneh-
migt auf seiner Tagung in Luxemburg die Richt-
linie "Fernsehen ohne Grenzen", die den Anteil
der Werbeeinblendungen regelt, und bestimmt,
daß der Hauptteil der Sendezeit europäischen
Programmen vorbehalten bleiben soll, verab-
schiedet Schlußfolgerungen zum Aktionsplan für
ein koordiniertes Hilfsprogramm für Polen und
Ungarn, nimmt den Bericht über die Beziehun-
gen zu den USA sowie zu Japan an und berät
den Libanon-Konflikt, die Beziehungen zu den
Golf-Staaten, die Erneuerung des EWG-AKP-

Abkommens und die Zusammenarbeit der EG
mit den palästinensischen Bevölkerungsgmppen.

Europäische Politische Zusammenarbeit

6. Oktober: Die Zwölf geben eine Erklärung zu
Libanon ab, in der sie den in Taif (Saudi-Ara-
bien) eingeleiteten nationalen Versöhnungspro-
zeß begrüßen, und äußern ihre Besorgnis über
die weiterhin geschlossenen Universitäten in den
israelisch besetzten Gebieten.

Verkehrspolitik

6. Oktober: Der Rat der Verkehrsminister berät
auf einem informellen Treffen in Paris über die
Einführung eines einheitlichen Pilotenscheins
und einheitlicher Diplome für andere Berufe der
Zivilluftfahrt.

Bildungspolitik

6. Oktober: Der Rat der Bildungsminister geneh-
migt auf seiner Tagung in Luxemburg Schlußfol-
gerungen über die Zusammenarbeit und Ge-
meinschaftspolitik im Bildungswesen im Hinblick
auf 1993, beschäftigt sich mit der Einführung
eines Jugendausweises zur Erleichterung der
Mobilität der Jugendlichen in Europa und berät
über das Fach- und Berufsschulwesen, Europäi-
sche Schulen und die Bekämpfung des schuli-
schen Mißerfolges.

Wirtschaft und Finanzen

9. Oktober: Der Ministerrat für Wirtschafts- und
Finanzfragen verabschiedet auf seiner Tagung in
Luxemburg Schlußfolgerungen zur Beseitigung
der Steuergrenzen und berät über die Besteue-
rung von Sparverträgen sowie Hilfen für Ungarn
und Polen.

Europäisches Parlament

9.-13. Oktober: Plenartagung des EP in Straß-
burg. Die Abgeordneten beraten den Umfang
statistischer Daten nach Wegfall der Grenzkon-
trollen, die Harmonisierung der Etikettierung
von Tabakerzeugnissen, gemeinsame Umweltfor-
schung, Bio- und Recyclingtechnologie, Verbrau-
cherkredite, ein Verbot von Insidergeschäften
und den Rückstand bei der Verwirklichung des
Binnenmarktes. In einer Dringlichkeitsdebatte
verabschieden die Parlamentarier einen Appell
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Oktober

an die Regierung der DDR, demokratische Re-
formen durchzuführen, verurteilen das Apart-
heidssystem in Südafrika und sprechen sich für
die Unterstützung der Entwicklung zur Unab-
hängigkeit in Namibia aus. Weiterhin befürwor-
ten sie die Einleitung eines israelisch-palästinen-
sischen Dialogs und wenden sich gegen Men-
schenrechtsverletzungen in aller Welt, insbeson-
dere gegen Todesurteile in Indonesien, Birma
und den USA und Haftbedingungen in Marok-
ko. Eine gemeinsame Entschließung wird zur
Kritik des Parlaments am Stahlabkommen mit
den USA verabschiedet.

Binnenmarktpolitik

10. Oktober: Der Ministerrat für Binnenmarktfra-
gen verabschiedet auf seiner Tagung in Luxem-
burg eine Entschließung zum Binnenhandel und
Schlußfolgerungen zur Kontrolle von Unterneh-
menszusammenschlüssen, einigt sich auf Schwel-
lenwerte und Eingriffsmöglichkeiten der Kom-
mission und berät über große, transeuropäische
Infrastrukturnetze und das Aufenthaltsrecht.

Malaysia

10. Oktober: Der malaysische Handelsminister
Datinc Rafidah Aziz stattet der Kommission in
Brüssel einen Besuch ab und führt Gespräche
über die Konsequenzen des europäischen Bin-
nenmarktes für Malaysia und über Fragen des
Textil-Handels.

Thailand

13. Oktober: Der Handelsminister von Thailand,
Subin Pinkhayan, stattet der Kommission in
Brüssel einen Besuch ab und führt Gespräche
über die bilateralen Beziehungen.

Außenbeziehungen

14.115. Oktober: Der Rat der Außenminister
berät bei einem informellen Treffen in Paris
einen europäischen Solidaritätsplan für die re-
formwilligen Staaten in Osteuropa, die Entwick-
lungen in den Ost-West-Beziehungen und in der
DDR, die Harmonisierung der indirekten Steu-
ern, Überlegungen zu einer gemeinsamen Dro-
genbekämpfungsbehörde und die Vorbereitung
des für Anfang Dezember geplanten EG-Gipfels
in Straßburg.

Handelspolitik

15. Oktober: Der Rat der Handelsminister berät
auf einem informellen Treffen in Metz über eine
Intensivierung der Hilfen für die osteuropäi-
schen Länder, besonders Exporthilfen und För-
dermaßnahmen für Joint Ventures.

Verkehrspolitik

16. Oktober: Der Ministerrat für Verkehrspolitik
berät auf seiner Tagung in Luxemburg das von
Österreich verhängte Lkw-Nachtfahrverbot, leitet
aber keine Maßnahmen dagegen ein und einigt
sich über Vorschriften für leisere Düsenflugzeu-
ge-

Forschungspolitik

17. Oktober: Der Ministerrat für Forschungspoli-
tik berät auf seiner Tagung in Luxemburg über
das gemeinschaftliche Rahmenprogramm im
Bereich der Forschung und technologischen
Entwicklung und legt einen gemeinsamen Stand-
punkt zu einem Forschungsprogramm im Bereich
Landwirtschaft (Wettbewerbsfähigkeit und Be-
wirtschaftung von Ressourcen) fest.

Wirtschafts- und Sozialauschuß

18.119. Oktober: Der WSA verabschiedet auf
seiner 270. Plenartagung Stellungnahmen über
die Wirtschafts- und Währungsunion, Vereinfa-
chungen beim europäischen Personen- und Wa-
renverkehr und über Europa gegen den Krebs.

Arbeit und Soziales

23. Oktober: In Bonn treffen mehrere Minister
für Arbeit und Soziales mit ihrem deutschen
Kollegen Norbert Blüm zu einem Gespräch über
die europäische Sozialcharta zusammen.

Agrarpolitik

23J24. Oktober: Der Agrarministerrat berät auf
seiner Tagung in Luxemburg die Frage der An-
passung der Agrarstrukturpolitik, verabschiedet
drei Richtlinien zur Erweiterung des Gemein-
schaftsverzeichnisses der benachteiligten land-
wirtschaftlichen Gebiete in der Bundesrepublik
Deutschland, Frankreich, Griechenland, geneh-
migt innerstaatliche Beihilfen im Weinsektor in
der Bundesrepublik aufgrund der besonderen
Lage nach der außergewöhnlich reichen Ernte
und erörtert die Milchquotenregelung, die
Marktlage für Schweinefleisch, Getreide sowie
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Olivenöl, die Verunreinigung des Wassers durch
Nitrate und tierseuchenrechtliche Kontrollen.

Europäisches Parlament

23.-27. Oktober: Plenartagung des EP in Straß-
burg. Die Abgeordneten fordern in der ersten
Lesung des Haushaltsplans mehr finanzielle
Mittel für die Hilfe an Polen und Ungarn;
darüber hinaus soll der Haushalt selbst angeho-
ben werden, die zusätzlichen Gelder sollen in
den Umweltschutz, die Verkehrspolitik sowie
Energieprogramme fließen. Weitere Beratungs-
themen sind die EG-Fusionskontrolle, Binnen-
marktfragen, die Wirtschafts- und Währungs-
union und die Agrarstrukturpolitik. In seiner
Rede vor dem EP setzt sich der französische
Staatspräsident, Fran§ois Mitterrand, für neue
Formen der Zusammenarbeit der EG mit den
reformwilligen Ländern Osteuropas ein und regt
die Gründung einer europäischen Bank mit
Beteiligung von osteuropäischen Ländern an.
Kommissionspräsident Delors betont die Not-
wendigkeit, die Wirtschafts- und Währungsunion
zu verwirklichen sowie die Institutionen der EG
zu stärken.

Europäische Politische Zusammenarbeit

25. Oktober: Die Zwölf erklären zur Lage im
Libanon, daß alle Libanesen jetzt zusammenar-
beiten müßten, um nach der Vereinbarung von
Taif ein Libanon mit erneuerten Institutionen
und wiederhergestellter Souveränität aufzubauen;
die EG solle ihren Beitrag zur Wiederbelebung
der wirtschaftlichen und sozialen Aktivitäten
leisten.

Abkommen von Schengen

26. Oktober: Im Rahmen der Verhandlungen
über die Durchführung des Abkommens von
Schengen beraten die Justizminister der beteilig-
ten Staaten in Bonn über die Aufrechterhaltung
der Sicherheit nach Aufhebung der Grenzen,
insbesondere die Frage der grenzüberschreiten-
den Nachteile bei der Verfolgung von Straftä-
tern und können sich über die Handlungsmög-
lichkeiten der Polizisten im jeweiligen Nachbar-
land nicht einigen.

AKP-Staaten

27.-29. Oktober: Auf dem gemeinsamen Mini-
stertreffen der Außenminister der EG mit ihren

Amtskollegen der Gruppe der 66 Entwicklungs-
länder in Luxemburg kann keine Einigung über
die vierte Lome-Konvention erzielt werden; die
Entwicklungsländer fordern einen stärkeren Ab-
bau von Einfuhrzöllen sowie ein ausreichendes
Finanzvolumen.

Agrarpolitik

29.-31. Oktober: Der Agrarministerrat berät auf
einem informellen Treffen in Beaune (Frank-
reich) über die Lebensmittelqualität und den
französischen Vorschlag der Einführung eines
Qualitätssiegels.

Energiepolitik

30. Oktober: Der Energieministerrat berät auf
einer Tagung in Luxemburg über ein For-
schungsprogramm zur Förderung des Einsatzes
neuer Technologien im Energiesektor, erzielt
grundsätzliches Einvernehmen und erörtert die
Transparenz der Energiepreise für den industri-
ellen Endverbraucher, die Ausweitung des inner-
gemeinschaftlichen Stromaustauschs durch den
Ausbau des grenzübergreifenden Transits sowie
Investitionen von gemeinschaftlichem Interesse
auf dem Erdöl-, Erdgas- und Elektrizitätssektor.

Soziales

30. Oktober: Der Ministerrat für Sozialfragen
verständigt sich auf seiner Tagung in Luxemburg
auf einen Entwurf der EG-Sozialcharta — jedoch
ohne die Zustimmung Großbritanniens. Die
Kommission wird bis zur abschließenden Bera-
tung auf dem bevorstehenden Gipfeltreffen ein
Programm zur konkreten Umsetzung vorlegen.

Island

30. Oktober: Der isländische Außenminister Jon
Baldvin Hannibalson stattet der Kommission in
Brüssel einen Besuch ab und führt Gespräche
über die Beziehungen zwischen EG und EFTA.

Schweiz

31. Oktober: Der schweizerische Außenminister
Rene Felber stattet der Kommission in Brüssel
einen Besuch ab und führt Gespräche über die
Beziehungen zwischen EG und EFTA.
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November

November

Kulturpolitik

2. November: Der Rat der Kulturminister berät
auf einem informellen Treffen in Blois (Frank-
reich) die Gewährleistung des freien Austauschs
von Kulturgütern.

Europäische Politische Zusammenarbeit

2. November: Die Zwölf geben eine Erklärung
zu Südafrika ab, in der sie gegen die zwangswei-
se Integration ländlicher Gebiete in das Territo-
rium der Homelands protestieren, und fordern
die südafrikanische Regierung auf, die Gewalt
gegen die Bewohner des Ortes Fcelton zu unter-
binden.

Allgemeine Angelegenheiten

6. November: Der Ministerrat für Allgemeine
Angelegenheiten berät auf seiner Tagung in
Brüssel über die geplante Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion, die Freizügigkeit, das weitere Vorge-
hen hinsichtlich EUREKA und audiovisueller
Medien, den Stand der Verhandlungen in der
Uruguay-Runde des Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommens (GATT), die Beziehungen
zu den Vereinigten Staaten, einigt sich über den
Aktionsplan für Polen und Ungarn, vereinbart
Maßnahmen für einen leichteren Zugang für
Erzeugnisse aus beiden Ländern zum EG-Markt
und stimmt dem Schema der allgemeinen Präfe-
renzen für 1990 zu.

Europäische Politische Zusammenarbeit

6. November: Die Zwölf begrüßen die Wahl
eines Präsidenten in Libanon; sie sehen darin
eine Chance für einen Neuanfang und sichern
ihre Unterstützung dabei zu.

Telekommunikation

7. November: Der Ministerrat für Telekommuni-
kation berät auf seiner Tagung in Brüssel die
Liberalisierung der Tclekommunikationsdienste,
dabei vor allem die Einführung eines offenen
Netzzugangs, ein europaweites terrestrisches
öffentliches Funksystem, das gemeinsame Vorge-
hen bei der Annahme einer weltweiten Produk-
tionsnorm für I Iochauflösendes Fernsehen
(HDTV), öffentliche Aufträge im Bereich der
Telekommunikation, den sozialen Aspekt der

Telekommunikation im Hinblick auf 1992 sowie
externe Aspekte der Telekommunikationspolitik
und spricht sich für die Verwendung von ECU
im Fernmcldeverkehr und neue Formen der
gemeinschaftlichen Forschung und Entwicklung
bei der integrierten Breitband-Telekommunika-
tion (ISDN) aus.

Verbraucherschutz

8. November: Der Ministerrat für Verbraucher-
schutz berät auf seiner Tagung in Brüssel über
allgemeine Produktsicherheit, Pauschalreisen
(Haftung und Garantien) und die Vertretung
der Verbraucher auf Gemeinschaftsebene und
verabschiedet eine Entschließung über die künf-
tigen Prioritäten bei der Neubelebung der Inter-
essen der Verbraucher.

Frankreich

9. November: Der französische Premierminister
stattet der Kommission in Brüssel einen Besuch
ab und berät — wie auch die Arbeitssitzung von
Ministern der französischen Regierung und den
Mitgliedern der Kommission - die Halbzeitbi-
lanz der französischen Präsidentschaft sowie,
angesichts der Entwicklungen in der DDR, die
Frage einer Einbeziehung des ostdeutschen Staa-
tes in die EG.

Europäische Politische Zusammenarbeit

10. November: Die Zwölf begrüßen die Öffnung
der Grenzen der DDR, geben ihrer Hoffnung
Ausdruck, daß dies nur eine Stufe in einem
weitreichenden Reformprozeß darstelle, der der
Bevölkerung in der DDR erlaube, ihre Zukunft
selbst zu bestimmen und ihre demokratischen
Rechte in völliger Freiheit auszuüben, äußern
ihre Besorgnis über die jüngsten Entwicklungen
in Sudan, beklagen die Wiederaufnahme der
Kämpfe im Süden des Landes, fordern einen
Waffenstillstand und die Einleitung eines Ver-
söhnungsprozesses sowie die Respektierung der
Menschenrechte.

Schengener Abkommen

13. November: Im Rahmen des Schengener Ab-
kommens treffen die Verkehrsminister der Bun-
desrepubik Deutschland, Frankreichs und der
Benelux-Staaten in Bonn zu Beratungen zusam-
men und legen fest, daß die Grenzkontrollen
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zwischen diesen Ländern nicht wie geplant am
1. Januar 1990 fallen, lediglich die Zahl und
Intensität der Kontrollen sollen reduziert wer-
den.

Gesundheitspolitik

13. November: Der Ministerrat für Gesundheits-
fragen genehmigt auf seiner Tagung in Brüssel
die Richtlinie über die Etikettierung von Tabak-
erzeugnissen, legt einen gemeinsamen Stand-
punkt zum Richtlinienvorschlag über den zulässi-
gen Teergchalt von Zigaretten fest, berät den
Aktionsplan "Europa gegen den Krebs", einen
Richllinienvorschlag über Werbung für Tabaker-
zeugnisse durch Presse und Plakate, eine Ent-
schließung über die AIDS-Bekämpfung mit ge-
meinsamen Grundsätzen und einigt sich über
Schlußfolgerungen zum Kampf gegen den Dro-
genmißbrauch und zum europäischen Notfall-
Ausweis.

Westeuropäische Union

13. November: Die Außen- und Verteidigungsmi-
nister der Mitgliedstaaten beraten in Brüssel
über die jüngsten Entwicklungen im Ost-West-
Verhältnis, schlagen vor, daß die Hilfe von 24
westlichen Industrienationen für Polen und Un-
garn künftig auch auf die DDR ausgedehnt wer-
den soll, beauftragen eine Arbeitsgruppe mit der
Ausarbeitung eines Berichts über das sicherheits-
politische Umfeld der Jahre 1991 bis 1995 und
beschließen die Gründung eines Europäischen
Instituts für Sicherheitsfragen, das seinen Sitz in
Paris haben soll.

Wirtschafts- und Finanzfragen

13.114. November: Der Rat der Wirtschafts- und
Finanzminister berät auf seiner Tagung in Brüs-
sel über die wirtschaftliche und politische Lage
in Polen, Ungarn und der DDR, den Stand der
Verhandlungen zur Wirtschafts- und Währungs-
union sowie über die Besteuerung von Sparerträ-
gen.

Industriepolitik

14. November: Der Ministerrat für Industriefra-
gen berät auf seiner Tagung in Brüssel über die
Lage in der Textil-, Schuh- und Schiffbauindu-
strie, Beihilfen für die staatseigene Stahlindustrie

in Italien und das Hochauflösende Fernsehen
(HDTV).

Haushalts politik

14. November: Der Ministerrat für Haushaltsfra-
gen empfängt auf seiner Tagung in Brüssel eine
Delegation des Europäischen Parlaments zur
Information über die erste Lesung des Haus-
haltsentwurfs für 1990 im EP, führt anschließend
eine zweite Lesung durch und nimmt zu sämtli-
chen Vorschlägen und Änderungen des EP Stel-
lung.

Europäische Politische Zusammenarbeit

14. November: Die Zwölf äußern sich in einer
Erklärung zu Südafrika besorgt über die Be-
schränkungen der Presse und der Aktivitäten
von Journalisten und fordern die südafrikani-
schen Behörden auf, die Einschüchterungsversu-
che gegenüber der von der Gemeinschaft mitfi-
nanzierten New Nation und anderer Zeitungen
einzustellen und die freie Meinungsäußerung zu
garantieren.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

15.116. November: Der WSA verabschiedet auf
seiner 271. Plenartagung Stellungnahmen über
ein ökologisches Gleichgewicht als Wachstums-
grundlage, über den Wirtschaftsbericht 1989-90
und zum Programm über gemeinschaftliche For-
schung und technologische Entwicklung 1990-
94.

Europäische Politische Zusammenarbeit

16. November: Die Zwölf begrüßen die erfolgrei-
che Durchführung der Wahlen in Namibia, ge-
ben ihrer Hoffnung auf eine ebenso erfolgreiche
Fortsetzung des Unabhängigkeitsprozesses Aus-
druck, äußern ihre Besorgnis über die blutigen
Ereignisse in El Salvador, rufen die beteiligten
Parteien auf, die Gewalt zu beenden und in
Verhandlungen einzutreten, und verurteilen die
Ermordung eines Universitätsrektors sowie von
fünf Jesuitenpatres in El Salvador.

Europarat

16. November: Die Außenminister beraten in
Straßburg die Entwicklungen in Mittel- und
Osteuropa, die auch Gegenstand eines Mei-
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November

nungsaustauschs mit den anwesenden Außenmi-
nistern Jugoslawiens, Polens und Ungarns sind,
verabschieden eine Empfehlung zu den jüngsten
Entwicklungen in der DDR und übermitteln
dem am 18. November in Paris stattfindenden
Sondergipfel der EG ein Schreiben, in dem sie
ihre Position darlegen. Polen und Ungarn treten
der Europäischen Konvention über kulturelle
Zusammenarbeit des Europarats bei und Ungarn
beantragt die Mitgliedschaft im Rat.

Europäischer Rat

18. November: Auf Einladung des französischen
Staatspräsidenten Francois Mitterrand beraten
die Staats- und Regierungschefs der EG auf
einem Sondergipfel in Paris über die Lage in
Mittel- und Südosteuropa, insbesondere in der
DDR, Polen und Ungarn. Künftige Hilfen sollen
an den Abschluß von Abkommen mit dem Inter-
nationalen Währungsfonds, an die Einführung
demokratischer Systeme sowie die Respektierung
der Menschenrechte geknüpft werden.

Europäische Politische Zusammenarbeit

20. November: Die Zwölf wiederholen in einer
Erklärung ihre andauernde Besorgnis über die
Situation der Menschenrechte in Rumänien;
insbesondere halten sie die Weigerung Rumä-
niens, bestimmte Vereinbarungen im Rahmen
der KSZE durchzuführen, für nicht akzeptabel.

Agrarpolitik

20.-22. November: Der Rat der Landwirtschafts-
minister erzielt auf seiner Tagung in Brüssel
einen Gesamtkompromiß über den Vorschlag
des Vorsitzes zur Änderung einer Verordnung
im Hinblick auf eine beschleunigte Anpassung
der Produktionsstrukturen, berät über die An-
wendung der Quotenregelung im Milchsektor,
Regelungen in der gemeinsamen Marktorganisa-
tion für Getreide, Fragen der Kontrolle von
Zahlungen im Zusammenhang mit Ausfuhren,
vetcrinärrechtliche Kontrollen im innergemein-
schaftlichen Handel sowie die Verabschiedung
einer Richtlinie zur gegenseitgen Unterstützung
bei der Kontrolle tierärztlicher und tierzucht-
rechtlicher Vorschriften.

Europäisches Parlament

20.—24. November: Plenartagung des EP in
Straßburg. Die Abgeordneten beraten über die
Tätigkeit von Kreditinstituten, die Vergabe öf-

fentlicher Bauaufträge, die geforderte Beteili-
gung des EP an der Regierungskonferenz zur
Änderung der Verträge in Hinblick auf eine
Wirtschafts- und Währungsunion, die Umstruk-
turierung der Kohlereviere, die Entsorgung ra-
dioaktiver Abfälle sowie die Förderung von
Energietechnologien, debattieren über die Ent-
wicklungen in Mittel- und Osteuropa, wobei sich
die Parlamentarier für das Selbstbestimmungs-
recht der Bürger aussprechen, was auch für die
Entscheidung der DDR-Bürger für eine Wieder-
vereinigung gelte. Der Ratstext für eine Sozial-
charta wird als unzureichend bezeichnet, er sei
gegenüber dem Entwurf der Kommission ein
Rückschritt und könne nur akzeptiert werden,
wenn er durch rechtsverbindliche Maßnahmen
ergänzt wird; die Bundesrepublik Deutschland
wird aufgefordert, vom geplanten Alleingang bei
einer Schwerverkehrsabgabe abzusehen. Weiter-
hin fordert das EP in einer Resolution, über das
geplante Schengener Zusatzabkommen informiert
und in die Beratungen miteinbezogen zu wer-
den, da negative Folgen für Flüchtlinge und
Wanderarbeitnehmer sowie eine Gefährdnung
des Rechtsschutzes und des Rechtes auf Privat-
sphäre zu befürchten seien. Am 22. November
fordern der französische Staatspräsident
Mitterrand und der deutsche Bundeskanzler
Kohl in einer Rede vor dem EP die Mitglied-
Staaten auf, die Integration der EG jetzt so
schnell wie möglich voranzutreiben und zügig
die notwendigen Entscheidungen für die Ein-
richtung des Binnenmarkts zu treffen, begründen
ihren Apell mit den umwälzenden Ereignissen in
Mittel- und Osteuropa; nur eine starke und
politische mit einer Stimme sprechende EG
könne den reformwilligen Völkern ein hilfreicher
Partner sein.

Europäische Politische Zusammenarbeit

21. November: Die Zwölf verurteilen das gewalt-
same Vorgehen der Polizei gegen Demonstran-
ten in der Tschechoslowakei, die die Beachtung
der Menschenrechte und ihre Grundrechte ge-
fordert hatten, und rufen die Regierung auf, die
Verpflichtungen aus der KSZE-Schlußakte von
Helsinki zu erfüllen.

Entwicklungspolitik

21. November: Der Ministerrat für Entwicklungs-
fragen genehmigt auf seiner Tagung in Brüssel
Schlußfolgerungen zu einer Bilanz der Zusam-
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menarbeit der Gemeinschaft mit den Entwick-
lungsländern in Asien und Lateinamerika, verab-
schiedet weitere Schlußfolgerungen zur Bekämp-
fung der Desertifikation, zum Thema "Entwick-
lung und Umwelt", zur Bewirtschaftung und
Erhaltung der Tropenwälder, Orientierungshilfen
im Bereich der Nahrungsmittelhilfe und beraten
über die Bekämpfung von AIDS in Entwick-
lungsländern, das EG-AKP-Abkommen, Aspekte
im Zusammenhang mit den Verhandlungen in
der Uruguay-Runde, ein Programm für freiwilli-
ge europäische Entwicklungshelfer sowie den
Vorschlag einer internationalen Stiftung für die
Forschung in Afrika.

Europäische Politische Zusammenarbeit

23. November: Die Zwölf verurteilen das Atten-
tat auf den neugewählten libanesischen Präsiden-
ten Rene Moawad, rufen die beteiligten Parteien
auf, trotz des tragischen Ereignisses den Frie-
densprozeß fortzusetzen, und beglückwünschen
am 25. November den neuen Präsidenten Elias
Hraoui und bekräftigen ihre Bereitschaft zur
Unterstützung.

Binnenmarkt

23.124. November: Der Ministerrat für Binnen-
marktfragen erzielt auf seiner Tagung in Brüssel
weitgehendes Einvernehmen über die Kernpunk-
te eines Gesamtkompromisses zur Fusionskon-
trolle, erörtert Leitlinien zur Lösung von Proble-
men im Zusammenhang mit den Richtlinien
über das Aufenthaltsrecht, legt einen gemeinsa-
men Standpunkt über die Abschaffung des
Grenzübergangsscheins im Warenverkehr fest,
billigt die Verordnung über den Abbau von
Grenzkontrollen im Straßen- und Binnenschiffs-
verkehr, prüft den Vorschlag zur Änderung der
Richtlinie über Steuerbefreiung bei vorüberge-
hender Einfuhr, was die Nutzung von in einem
anderen Mitgliedstaat zugelassenen PKW im
Wohnland betrifft, erörtert eine Angleichung von
Rechtsvorschriften für Gasverbrauchseinrichtun-
gen, für Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung
sowie für nichtselbsttälig arbeitende Wagen.

AKP-Staaten/Lome

25.—30. November: Bei den Verhandlungen zwi-
schen der EG und den AKP-Staaten (Afrika,
Karibik, Pazifik) über eine neues Lome-Abkom-
men weisen die Entwicklungsländer das Angebot

der EG, die neue Konvention, Lome IV, für die
nächsten fünf Jahre mit 22,3 Mrd. D-Mark zu
dotieren (eine Aufstockung um 40%); als völlig
unzureichend zurück und machen deutlich, daß
sie eine Verdopplung erwartet hatten.

Europäische Politische Zusammenarbeit

27. November: Die Zwölf geben in einer EPZ-
Erklärung ihrer Besorgnis über die Verschlechte-
rung der Situation in Mittelamerika Ausdruck
und appellieren dringend an die beteiligten
Parteien, auf den Pfad einer Verhandlungslösung
zurückzukommen.

Allgemeine Angelegenheiten

27. November: Der Rat der Außenminister berei-
tet auf seiner Tagung in Brüssel die Sitzung des
Europäischen Rats am 8./9. Dezember in Straß-
burg vor, berät die Durchführung des Aktions-
plans zugunsten Polens und Ungarns, die künfti-
gen Beziehungen zu den Ländern der EFTA
und die Beziehungen zu den Mittelmeerländern
und zu Jugoslawien.

Fischereipolitik

27. November: Der Ministerrat für Fischereifra-
gen genehmigt auf seiner Tagung in Brüssel die
Verordnung zur Festsetzung der Orientierungs-
preise für 1990, eine Entscheidung über die
Beteiligung der Gemeinschaft an den Ausgaben
der Mitgliedstaaten zur Kontrolle der Fischerei-
tätigkeit und erörtert einen Vorschlag für eine
Verordnung zur Verbesserung der Verarbei-
tungs- und Vermarktungsbedingungen für Fische-
reierzeugnisse sowie die Erhaltung der Fischbe-
stände.

Umweltpolitik

28.129. November: Der Ministerrat für Umwelt-
fragen einigt sich auf seiner Tagung in Brüssel
im Grundsatz auf die Schaffung einer europäi-
schen Umweltagentur, die als Schaltstelle eines
europaweiten Informationsnetzes vergleichbare
Daten über die Bedrohung der Umwelt sammeln
und auswerten soll und berät die Frage von
Steuern und Umweltpolitik im Zusammenhang
mit der Vollendung des Binnenmarktes und zum
Schutz der tropischen Regenwälder.
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Dezember

Soziale Fragen

30. November: Der Ministerrat für Soziale Fra-
gen berät auf seiner Tagung in Brüssel verschie-
dene Richtlinienvorschläge über Mindestanforde-
rungen für die Sicherheit am Arbeitsplatz, über
die Schaffung einer Stelle zur Beobachtung der
Beschäftigungsentwicklung und ein Programm
zur Anpassung der Berufsausbildung an den
technischen Fortschritt.

Dezember

Europäische Politische Zusammenarbeit

1. Dezember: Die Zwölf äußern angesichts des
versuchten Staatsstreiches auf den Philippinen
ihre Solidarität mit der Regierung.

Vereinigte Staaten von Amerika

4. Dezember: Der amerikanische Präsident
George Bush stattet der Kommission in Brüssel
einen Besuch ab und führt Gespräche über das
Ost-West-Gipfeltreffen auf Malta, die Rolle der
EG in den Bereichen Menschenrechte, wirt-
schaftliche Entwicklung und Abrüstung, über die
Bemühungen der EG um die Koordinierung der
Hilfe für Polen und Ungarn sowie über die
bevorstehende Unterzeichnung eines Koopera-
tionsabkommens mit der Sowjetunion.

Transport

4.15. Dezember: Der Ministerrat für Transportwe-
sen berät auf seiner Tagung in Brüssel über den
Hochgeschwindigkeitszug und über Gefahrgut-
transporte.

Telekommunikation

7. Dezember: Der Minsterrat für Telekommuni-
kation berät auf seiner Tagung in Brüssel über
die Bedingungen für die Liberalisierung und
Harmonisierung dieses Sektors im Hinblick auf
den Binnenmarkt sowie neue Formen der Ge-
meinschaftlichen Forschungs- und Entwicklungs-
aktion im Bereich der integrierten Breitband-
Telekommunikation.

Fischereipolitik

8. Dezember: Der Ministerrat für Fischereifragen
berät auf seinem informellen Treffen in Bethune

(Frankreich) über die Verknappung der Res-
sourcen.

Europäischer Rat

8.19. Dezember: Die Staats- und Regierungschefs
beraten in Straßburg über die Entwicklungen in
Osteuropa. Die EG erkennt erstmals das Recht
der Deutschen zur Einheit durch freie Selbstbe-
stimmung - eingebettet in einen gesamteuropäi-
schen Zusammenhang - an, einigt sich darauf,
die Regierungskonferenz zur Vertragsänderung
im Hinblick auf die Wirtschafts- und Währungs-
union im Dezember 1990 zu beginnen, be-
schließt zur Unterstützung Osteuropas eine
übernationale Entwicklungsbank zu gründen, die
Problematik der Asylanten in Europa zügig
anzupacken, und 11 der Teilnehmer verabschie-
den die Charta der Sozialen Grundrechte (die
britische Premierministerin stimmt nicht zu).

Agrarpolitik

11.112. Dezember: Der Rat der Landwirtschafts-
minister berät auf seiner Tagung in Brüssel die
Abschaffung von Fleischkontrollen an den Gren-
zen, die Kontrolle der Tiergesundheit sowie
landwirtschaftliche Aspekte im Hinblick auf die
Verhandlungen in der Uruguay-Runde.

Europäische Freihandelsassoziation

11.112. Dezember: Der Ministerrat berät auf sei-
ner Tagung in Genf über die Beziehungen zur
EG und über die Förderung des Zusammenhalts
innerhalb der Assoziation und das Verhältnis zu
Drittländern.

Europäisches Parlament

11.-15. Dezember: Sitzungswoche des EP in
Straßburg. Die Abgeordneten beraten über das
allgemeine Aufenthaltsrecht, die Ergebnisse des
Europäischen Ratsgipfels in Straßburg, die si-
cherheitspolitische Zusammenarbeit im Rahmen
der EPZ, die Beziehungen zur EFTA, das ge-
plante Rahmenprogramm zur Forschung und die
Hilfe für Polen und Ungarn; in einer Dringlich-
keitsdebatte verabschiedet das EP eine Resolu-
tion, in der die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland aufgefordert wird, zu erklären, daß
die als Folge des Zweiten Weltkrieges entstan-
denen Grenzen nicht angetastet werden sollen.
In einer anderen Erklärung verurteilen die Par-
lamentarier die Menschenrechtsverletzungen des
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Regimes in Rumänien aufs schärfste, fordern die
Freilassung von Dissidenten und daß die
zwangsweise Repatriierung der Boat People in
Hongkong durch Großbritannien eingestellt
wird.

Trevi-Gruppe

13J14. Dezember: Die Innen- und Justizminister
der EG treffen in Paris zu einem Treffen der
Trevi-Gruppe zusammen und beraten über Ter-
rorismus, Radikalismus, Extremismus und inter-
nationale Gewalt, insbesondere über die Proble-
me im Zusammenhang mit der geplanten Aufhe-
bung der Grenzkontrollen an innergemeinschaft-
lichen Grenzen, die Verhandlungen des Ent-
wurfs für eine Konvention zum Asylrecht und
Maßnahmen zur Kontrolle der Wanderungsbe-
wegungen in Europa.

Erziehung

14. Dezember: Der Ministerrat für Erziehungsfra-
gen erzielt auf seiner Tagung in Brüssel Über-
einstimmung über die zweite Phase des ERAS-
MUS-Programms, nimmt Schlußfolgerungen
hinsichtlich der Ausbildung im berufsbildenden
Bereich an und berät über die Zusammenarbeit
mit osteuropäischen Staaten.

Europäische Politische Zusammenarbeit

14. Dezember: Die Zwölf stellen in einer Erklä-
rung zum Gipfeltreffen mittelamerikanischer
Staaten in Costa Rica fest, das dieser Schritt
den Willen der mittelamerikanischen Staaten
zeige, selbst die Lösungen zur Wiederherstellung
des Dialogs für den Frieden herbeizuführen.

Japan

14. Dezember: Der japanische Außenminister
und Vorsitzende der Gruppe der 24, Nakayama,
stattet der Kommission in Brüssel einen Besuch
ab und führt Gespräche über die Lage der Län-
der in Mittel- und Osteuropa und die Beziehun-
gen zwischen Japan und der EG.

Europäische Politische Zusammenarbeit

15. Dezember: Die Zwölf begrüßen die Rückkehr
Chiles auf den Weg der Freiheit und erklären
ihre Bereitschaft, das Land durch verstärkte
Zusammenarbeit zu unterstützen.

AKP-Staaten

75. Dezember: Die AKP-Staaten akzeptieren
offiziell das Angebot der EG für das Lome-IV-
Abkommen, das in Togo unterzeichnet wird. Als
neue Mitglieder schließen sich Haiti und Santo
Domingo an; Namibia wird beitreten, sobald es
den Status der Unabhängigkeit erlangt hat. Die
Finanzhilfe der EG wird um 40% auf 12 Mrd.
ECU erhöht, die Laufzeit von fünf auf zehn
Jahre verlängert; mit dem neuen Abkommen
werden eine Strukturanpassungshilfe eingeführt,
die Handelserleichterungen für die AKP-Länder
ausgebaut, die Menschenrechtsbestimmungen
erweitert und dem Umweltschutz ein höherer
Stellenwert eingeräumt.

Forschungspolitik

15.116. Dezember: Der Ministerrat für For-
schungsfragen berät auf seiner Tagung in Brüssel
über das Rahmenprogramm der EG für For-
schung und Entwicklung für 1990—94 und über
zwei spezielle Programme zur Behandlung nu-
klearer Abfälle und die Analyse der menschli-
chen Gene.

Wirtschaft und Finanzen

18. Dezember: Der Ministerrat für Wirtschaft
und Finanzen stimmt auf seiner Tagung in Brüs-
sel der Gewährung eines Überbrückungskredits
an Ungarn zu, jedoch vorbehaltlich einer Eini-
gung Ungarns mit dem Internationalen Wäh-
rungsfonds über entsprechende wirtschaftliche
Anpassungsmaßnahmen, verabschiedet eine Sol-
vabilitätsrichtlinie über die Eigenkapitalquote für
Kreditinstitute und kann sich nicht einigen über
die Annäherung der Mehrwertsteuersätze.

Andorra

15. Dezember: Eine Delegation aus Andorra
stattet der Kommission in Brüssel einen Besuch
ab und schließt Verhandlungen über ein Han-
delsabkommen ab.

Sowjetunion

18. Dezember: Der sowjetische Außenminister
Eduard Schewardnadse unterzeichnet zusammen
mit dem Vertreter der EG-Präsidentschaft, dem
französischen Außenminister Roland Dumas in
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Dezember

Paris ein Kooperationsabkommen zwischen der
EG und der Sowjetunion.

Fischereifragen

18J19. Dezember: Der Ministerrat für Fischerei-
fragen beschließt auf seiner Tagung in Brüssel
die Fangquoten für 1990, die höher liegen als
vom zuständigen EG-Kommissar vorgeschlagen
und ein Kompromiß zwischen Bestandsschutz
und den Interessen der Fischer sind.

Allgemeine Angelegenheiten

18.119. Dezember: Der Rat der Außenminister
spricht sich auf seiner Tagung in Brüssel für ein
Handels- und Kooperationsabkommen mit der
DDR aus, beauftragt die Kommission mit dem
Entwurf eines Mandats, berät die Verhandlun-
gen im Rahmen des Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommens (GATT) über den Abbau
der Agrarsubventionen, beschließt, Handelsver-
handlungen mit Argentinien aufzunehmen und
erörtert die Frage eines Beitritts der Türkei zur
EG.

Europäische Freihandelszone

19. Dezember: Die Außenminister der EFTA
und der EG sowie Liechtensteins beraten auf
ihrer Tagung in Brüssel über den Aufbau eines
gemeinsamen Wirtschaftsraumes, worüber in der
ersten Hälfte 1990 Verhandlungen aufgenommen
werden sollen, und erörtern Fragen der Zusam-
menarbeit und die Entwicklungen in Osteuropa.

Europäische Politische Zusammenarbeit

19. Dezember: Die Zwölf verurteilen die blutige
Niederschlagung von Demonstrationen in Rumä-
nien.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

19.120. Dezember: Der WSA verabschiedet auf
seiner 272. Plenartagung Stellungnahmen über
das kulturelle Europa, Lebensmittelrichtlinien
und die Händlerfreizügigkeit.

Binnenmarktpolitik

21.122. Dezember: Der Ministerrat für Binnen-
marktfragen billigt auf seiner Tagung in Brüssel
das Verhandlungsmandat der Kommission für
Verhandlungen mit der DDR über ein Handels-
abkommen, verabschiedet ein Aufenthaltsrecht,
das nun auch Studenten und Rentnern volle
Freizügigkeit bietet, einigt sich auf eine Liberali-
sierung des Marktes für Lebensversicherungen
und verabschiedet ein Gemeinschaftspatent, auf
das sich eine Regierungskonferenz der Mitglied-
staaten vom 11.-15. Dezember geeinigt hatte
und eine Richtlinie über die Kontrolle von Fir-
menzusammenschlüssen.

Europäische Politische Zusammenarbeit

22. Dezember: Die Zwölf begrüßen den Sturz
des Diktators Ceausescu und bekräftigen ihre
Bereitschaft zur sofortigen Hilfeleistung mit
Kooperation.

Arabische Liga

22. Dezember: Die Minister der EG und der
Arabischen Liga beschließen auf einer Tagung in
Paris, daß der Dialog einen neuen Organisati-
onsrahmen erhalten soll, der die wirtschaftliche
und kulturelle Zusammenarbeit in einer allge-
meinen Kommission behandelt und politische
Fragen in den davon getrennten Rahmen jährli-
cher Ministertreffen stellt.
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